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Wah 	ng lordnu für die Wahlen zu den Gemeindevertretungen. 

vom 20. Februar 1948 .... ...  

.  • 	 ' § 2 - 
'' 	'i. 	 , 	 . 

, (1) -Die qemeindevert retungen elier Gemeinden (mit  Aus-
nahme def demeinderi mit nicht mehr als 60 Einwohnern) 
sind neu zu wählen. 

(2) Die Wahldauer der  Gemeindevertretungen beträgt yier 

	

,Jahre. 	. 	 . , 	• 	- 	' . 	, 	 § 3 	, 	 ‚ 
()) Die Zahl der Gemeindevertretei,„ etragt in,Gemeinden 

Mi% mehr als 60 Einwohnern 	 . 
' 	• bis zu , 506 Einwohnern 7 

:von- • 561 bis zu "1 500 Einwohnern 9 
- Von 1 501 bis zu 3 000 Einwohnern 12  

veil 3 601 bis zu ' 5 000 Einwohnern 15 
von 5 001 bis zu 10 000 Einwohnern 18 
von 10 )fil bis zu 25 000 EinWohnern 24 
yen • 25 ,001  bis zu 50 000 Einwohnern 36 
von *po l bis zu 100 000-Einwohnern 48 - 
von  1 001 his zu-250 000 Einwohnern 60 

. " . - 	über 250 000 Einwohnern_80 	' . 	, 
(2) , Als Stichtag  für  die Errechnsung der Einwohnerzahlen 

..gut  der. . .311huar 1948. 	 . 
- 	

' 
A -r 	.. 	 . 	 4 , 	 ■ 

(1) Die Wahlen zu den  Gemeindevertretungen finden aut-
. Grund des,¡ allgemeinen, gleichen, geheimen und unmittel- • 
baren  Wahlrechts nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 

" statt. 	' 	. 	' 	 , 
' (2) Seder Wähler hat eine Stimme. 

(3) Die V§kbinditng von Wahlvorschlägen und die Bildung 
• Von WahlbeArken ist unzulässig; zulässig bleibt die Bildung 

von AbstiMmungsbezirken. 
(4) Zur Eirirefchung von Wahlvorschlägen sind die im 

Landeemaßkab zugelassenen ' politischen Pafteien berech-
ligt. , Auch-  Gruppen , von 'Wählern können Wahlvorschläge 
einreichen; sie müssen alle Voraussetzungen erfüllen,' die 

für die Zulwung politischer Parteien gelten. Die ,Wahlvor-
schläge  Weller Gruppen Müssen von zwei Prozent der 

' Wahlberechtigten, mindestens aber von 20 Wahlberechtigten 
' unterschrieben sein. ' ' , 

(5) Die Einzelheiten der Wahl regelt die :Wahlordnung. 

§ 5  , 
' 	(1) Wahlberechtigt sind alle Männer und'Fratten  deutscher" 

Staatsangehörigkeit, die das 21. Lebensjal.i.r  vollendet haben 
und seit unnnterbrochen sechs Monaten im Gemeindegebiet 
Wohnen octslr die_früher dort wohnten "und nach ihrer Eva- 

- knierung 'Mer ans, der Kriegsgefangenschaft dorthin zurück- 
. gekehrt sina. Aus der . Kriegsgefangenschaft entlassene 

Männer und  Frauen,  die sich an den Wohnort ihrer Familie 
(Ehegatteri, Kinder, Eltern) begeben haben, sind dort  „wahl-
berechtigt, wean diese Familienangehörigen seit ununter-
brochen sechs Monaten im Gemeindegebiet wohnen. Als 
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'sich überwiegend aufhalten. Für die Altersvoraussetzung-
und die Anwesenheitsvoraussetzung ist .  der Wahltag maß-
gebend. - 

(2) Nicht „ ,wahlberechtigt ist, .  
e) wer tritnitindigt ist oder unter. vorläufiger Vormundschaft 

oder oder wegen geistiger Gebrechen unter Pflegschaft steht; 
b) wer nicht im Vollbesitz der staatsbürgerlichen Rechte ist; 
c) wet. auf Grund des Gesetzes zur Befreiung von National-

sozialismus und Militarismus vom 5. März 1946 durch 
Spruchkammerentscheidung rechtskräftig in die  Grupe 
der Hauptschuldigen oder der Belasteten eingereiht wor- - 
den •ist; 

d) wer durch Spruchkammerentscheidung rechtskräftig in 

'die Gruppe der Minderbelasteten eingereiht worden ist, 
wenn die Entziehung des Wahlrechts" im Spruchkammer- . 
bescheid ausdrücklich angeordnet ist. 

Per'ner ist nicht» wahlberechti"gt" solange eine rechtskraf tige 
SPruchkammerentscheidung, ein Einstellungsbesch1u13 (Am-
neStiebescheid) oder ein Nichtbetroffenenbescheicl noch nicht 

- vorliegt, 
e) wer nach Ten» A (Klasse I und II; der Liste, die dem Ge-

setz zur Befreiung von NationalsozialisMus und Militaris-

mus vom 5.  März 1946 als Anlage .beigefügt ist, als Haupt-
schuldiger oder Belasteter gilt., 

(3) Wählbar sind die nach den Absätzen 1 und 2 Wahl-
berechtigten, Lclie das 25. Lebensjahr vollendet haben, mit 
folgenden Einschränktingen: - 
a) Minderbelastete sind auch nach Fortfall der durch die 

Spruchkammer etwa angeordneten Entziehung des Wahl-
rechts nisht ‚wählbar; 

bj Personen, für die noch keine. rechtskräftige Spruchkam-
merentscheidung vorliegt und die zu irgendeiner Zeit 
11/Iitglieder der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen 
(ausgenommen  Hitlerjugend — HJ und BdM) waren, sind 
nicht wählbar. 

(4) ,Behindert in der Ausübung ihres Wahlreehts sind 

a) Personen,  die wegen Geisteskrankheit oder Geistes-

schwache in einer Heil- und Pflegeanstalt untergebracht 
sind, ferner Straf-„ und Untersuchungsgefangene ' sowie 

. Personen, die infolge gerichtlicher Anordnung oder in-
folge eines Haftbefehls einer Spruchkammer. in Verwah= 
rung gehalten werden, • 

b) wer von der Militärbehörde verhaftet ist Oder gegen wen 
ein persönlicher oder allgemeiner gerichtlicher Haftbe-
fehl .vorliegt, es sei denn, daß er aus der Haft entlassen ist. 

(5) Wahlberechtigung und Wählbarkeit gehen verloren, 

wenn  eine ihrer ¿Yoraussetzungen wegfällt. - 

§ 6  
(1) Zur Ausübung des Wahlrechts ist die  Eintragung  in die 

rechtsgültig festgestellte Wählerliste o der die Erteilung eines 

Wahlscheines erforderlich. 
(2) In die Wählerliste ist einztitragen, wer gemäß § 5 wahl-

berechtigt  ist. Eine Abschr4t der Wählerliste ist, vom 12. bis 

"zum 22. lyIpz 1948 einschIeßlich täglich  öffentlich auszu- 

beschlossen, das Der Lanitag' hat das folgende Gesetz 	 Deutschlands waren. 
hiermit vet tindet wird: 
• § 1 

Dieses Ge etz regelt das Verfahren für die Wahlen 	derr-,.‚ haben, sind nur in der Gemeinde wahlberechtigt, in der sie 
Personen, die in melfreren Gemeinden ihren . Wohnsilz 

Gemeindevtretungen tind für - die von den Getneindevertre-
tungen vnt nehinenden Wahlen sowie einige Vorschriften 
des Gemeiff everfassungsrechts. 

b) früher Angehörige der deutschen Minderheiten außerhalb 

die 
zur vor aufigen Itegelung der Wahlen in den 	a) zu 

sonen, 
 irgendeinem Zeitpunkt vor dem 8. Mai 1945 die Reichs- 

Gemeinden 	 . angehörigkeit besessen und seither keine andere Staats- 
. . 	 angehörigkeit erworben haben, auch wenn sie die Reichs- 

(Gemeindewahlgesetz) 	 angehörigkeit etwa auf: Grund von nationalsozialistischen 

vom 11. Februar 1948 	 'Gesetzeń  verloren haben sollten 	 , 

Geseti • 	 deutsdhe Staatsangehörige gelten _Mr - ciiese Wahl die Per- 
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legen. Bei der Festsetzung der Auslegezeiten hat der Bor-
germeister Vorsorge zu treffen, daß jedem Wahlberechtigten 
die Möglichkeit zur Einsicht in die Wählerliste gegeben ist. 
Beschwerden sind wahrend der Auslegungsfrist bei dem Biir-
germeister arizubringen. Der Bürgermeister gibt Ort und 
Zeit der Auslegung öffentIich bekannt und weist auf die 
bis zum 22. März 1948 laufende Beschwerdefrist hin. Jeder 
Wähler, dem bekannt ist, daß eine nach § 5 Absatz 2 nicht 
wahlberechtigte Person in die Liste eingetragen ist oder 
der die Wählerliste für unvollständig hält, ist zur Einlegung 
der Beschwerde berechtigt. Das.Beschwerdeverfahren regelt 
die Wahlordnung. 

(3) Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 
a) die in § 5 Absatz 2a ;  b und e genannten Personen,  wenn 

der Grund für den Ausschluß vorn Wahlrecht vor dein 
Wahltage fortgefallen ist; . 	, 

b) Wahlberechtigte, die nicht in die Wählerliste eingetragen 
sind, wenn ihrem Einspruch erst nach Abschluß der 
Wählerliste stattgegeben ist; 

c) Wahlberechtigte, die wegen Behinderung in der  Aus-
übung ihres Wahlrechts (§ 5 Absatz 4) in die Wählerliste 
nicht eingetragen oder gestrichen waren, wenn der 
Grund hierfür nach Ablauf der Beschwerdefrist weg-
gefallen ist; 	 •  

d) Personen, die vom Evakuieriingsort oder aus der Kriegs-
gefangenschaft nach Ablauf der Beschwerdefrist zugtick-
gekehrt und nach § 5 Absatz 1 und 2 wahlberechtigt und 
nicht bereits  in die" Wählerliste eingetragen sind. 

§ 7 
(1) Das Wahlergebnis ist vom Wahlausschuß festzustellen 

und vom Bürgermeister öffentlich bekanntzugeben. 
(2) Werden mehr als zwei Wahlvorschläge eingereicht und 

entfallpn auf einen crayon weniger als 5  V.  H. der gültig ab-
gegebenen Stimmen, so werden diesem Wahlvorschlage keine 
Sitze zugeteilt. Im übrigen sind die nach § 3 iti verteilen-
den Sitze auf die Wahlvorschläge nach der Reihenfolge der 
Höchstzahlen zu verteilen, die sich durch Vollrechnung, 
Halbteilung, Drittelung, Viertelung usw. der auf dia Wahl-
vorschläge entfallenden Stimmenzahl ergeben. Tiber die Zu-
teilung des letzten Sitzes oder der letzten Sitze entschei-
det bei gleicher Höchstzahl das  Los. • 

(3) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberech-
tigte binnen zwei Wochen nach  der Bekanntmachung bei 
dem Bürgermeister Einspruch erheben. 

(4) Die neue Gemeindevertretung hat über die Einsprüche 
sowie über die Gültigkeit der Wahl von Amts wegen in fol-gender Weise zu beschließen: 

a) wird die Wahl eines oder mehrerer Gewählten wegen 
Mangels der Wählbarkeit für ungültig erachtet so ist 
nur die Wahl dieser Person für ungültig zu erklären; 

b) wird für festgestellt erachtet, daß bei der  Vorbereitung 
der' Wahl oder bei der Wahlhandlung Unregelmäßig-
keiten vorgekommen sind, die aur das Wahlergebnis 
von Einfluß gewesen sein können,' so ist die ganze Wahl 
für ungültig zu erklären; 

t) wird die Feststellung des Wahlergebnisses für unrich-
tig`erachtet, so ist die Feststellung aufzuheben und eine 
neue Feststellung des Wahlergebnisses anzuordnen. 

(5) Gegen den Beschluß der neuen Gemeindevertretung 
steht dem, der den Einspruch erhoben hat, und dem, dessen 
Wahl far ungültig erklärt ist, Winien zwei Wochen die Klage 
im Verwaltungsstreitverfahren zu. Eine Klage, die infolge 
Zurückweisung des Einspruchs erhoben wird, darf mit ihrem 
Antrage nicht über den Einspruchsantrag hinausgehen. Die 
Klage hat aufschieberide Wdrkung, es sei denn, daß die Wahl 
für gültig oder nur gemäß Absatz  4e  für ungültig erklärt 
worden ist. Im letzteren Falle tritt der Ersatzmann geniiit3 
§ 9 Satz 1 nioht eher ein, als der Beschluß unanfechtbar ge-
worden oder im Verwaltungsstreitverfahren rechtskräftig 
bestätigt  ist. 

(6) Ist die ganze Wahl für üngilltig erklärt, so hat binnen 
längstens drei Monaten eine Neuwahl stattzufinden. 

(7) Ist die Fe.ststellung des 'Wahlergebnisses aufgehoben, 
so hat der Wahlausschuß das Wahlergebnis nach den Grund-
sätzen der endgaltigen Entscheidung neu festzustellen. 

- (8) Auf site Bekanntmachung und die Nachprüfung des be-
richtigten Wahlergebnisses (Absatz 7) finden die Vorschriften 
der Absätze 1--5 und 7 Anwendung. 

§ 8 	 - 
Fällt eine Voraussetzung der  Wählbarkeit während der Wahlzeit fort, so scheidet der Gemeindevertreter aus der 

Gemeindevertretung aus. Darüber, ob dieser Fall vorliegt, 
beschließt im Streitfalle die Gemeindevertretung. Gegen den 
Beschluß steht dem Gemeindevertreter binnen zwei Wochen 
die Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu. Die Klage hat 
keine aufschiebende Wirkung, ¡edoch tritt der Ersatzmann 
gemäß § 9 nicht vor endgültiger rechtskräftiger Entschei-
dung ein. 

§ 9 
Wenn ein Gerneindevertreter die Wahl ablehnt ader vor 

Ablauf der Wahlzeit ausscheidet oder Wenn die ;Fah!  emes 
einzelnen Gemeindevertreters für ungültig -erk4rt ist, so 
tritt der nächste noch nicht zum Gemeindevertreter e,berufene 
Bewerber an seine Stelle, es sei denn,  dal)" die  noch wahl-
berechtigten Unterzeichner des Wahlvorschlages mit ein-
facher Mehrheit eine andere Reihenfolge besciallear. ,.n. Die 
Änderung muß dein Bürgermeister bis zum Ablauf von 2we1 
Wochen nach Erledigung der Stelle mitgeteilt werden. Die 
Feststellung des Ersatzmannes trifft der BürgermeNter. Auf 
die Bekanntrnächung und die Nachprüfung der Fesiz'tellung 
finder). die_ Vorschriften des § 7 Absatz 8 entsprechende An-
wendung. Ist die Bewerberliste des Wahlvorschlages er- 

höpft, so be_stimmen die noch wahlberechtigien Unter-
eichner des Wahlvorschlages den Ersatzmann durch Wahl 

mit einfacher Stimmenmehrheit. 

§ * 11) 
Nach Ablauf der Wahlzeit üben die bisherigen Mitglieder 

der Gemeindevertretung ihre Tätigkeit bis zum Zusanime,n3- 
'tritt der neu gewählten GerneindeVertretung aus. 

§11 
(1) Wahlen ,durch die Gemeindevertretang werden, wenn 

niemand widerspricht, durch Zuruf, sonst durch Abgabe 
von Stimmzetteln vollzogen.  De  Wahl hauptamtlIcher Bar-
germeister erfolgt in jedem Fall in schriftlicher Und  gehol-
mer Abstirrunung. Bel der Zettelwahl wird, werm mehrere 
gleichartige unlaesoldete Wahlstellen zu besetzen, sind, in 
einem Wahlgange nach den Grundsätzen der Verhultnit- 

wenn nur eine unbesoldete Wahlstelle oiler wenn 
mehrere ungleichartige unbesoldete Wahlstellen odor wend 
besoldete Wahlstellen zu besetzen sind, Rh jede Stolle in be-
sonderem Wahlgange nach Stimmenmehrheit gestimmt. 

(2) Wird nach den Grundsätzen der VerhältntswahI  abge-
stimmt,  so gilt § 7 Absatz 2 Satz, 2 und 3 entspre.cheint. 

(3) Wird nach Stimmenniehrlffit abgestimmt, so ist der-
jenige gewählt, für den mehr als die Hälfte der gUltigen 
Stimmen  abgegeben ist. Wird dieses Ergebnis im ersten 
Wahlgange nicht erreicht und sind Stimmen auf tacht mehr 
als vier Personen gefallen, so findet zwischen den zwei Per-
sOnen, die die meisten Stimmen erhalten haben, eilte. Stich-
wahl statt. Ist ira ersten Wahlgange keine  absolute .Mehr-
heit erreicht und sind Stimmen auf mehr als vier Pe.ronon 
gefallen, so findet eine Zwisehenwahl statt; sie ist auf, die 
vier Personen—zu beschränken, die im ersten WaVgange die 
meisten Stimmen erhalten haben. Wird auch bet der Zwi-
schenwahl keine absolute Mehrheit erteicht, so findet eine 
Stichwahl zwischen den zwei Personen statt  die bei der 
Zwischenwahl die meisten Stimmen erhalten liaben. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Bürgernieister zu 
ziehende Los dartiber e  wer in die Zwischenwahl odor die 
Stichwahl zu bringen ist oder wer im' letzten Wahlganga 
gewählt ist. 

(4) Bei Wahlen 	Abstimmungen zahlen SIimnintŘ kjtun- 

gen  und ungültige Stimmen mit zur Feststellung der Be-
schlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung der Mehrheit. 

, 	§12 
Eine von der Gemeindevertretung voigenommene Wahl 

verliert vor Ablauf der festgesetzten Wahlzeit ihre Wirk-
samkeit ,durch Wegfall einer Voraussetzung der Walik arkeit 
oder durch nachträglichen Eintritt oder durch nakhtidg-
liche Feststellung eines Ausschließungsgrundes (§ 5 Absatz 
2 und -3). 

§.13 
(1) Das Ausscheideneiner von der Gemeindevertretung ge-

wählten Person aus ihrem Amt wird, soweit nicht gesetz-lich eine andere Stelle zuständig ist, von dem Bilrgerirester 
.festgestellt. Hierbei ist gleichzeitig' festzustellen, wer als 
Stellvertreter (Ersatzmann) naehrtickt. 

(2) Gegen die FeStstellung steht demjenigen,  demon  Aus-scheiden festgestellt ist, binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu. 
(3) Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Während der Dauer des Verfahrens tritt der Stellvertreter (Ersatz-mann) vorläufig ein. 

§ 14 
(1) Die Wahlzeit der amtierenden Bürgermeister und Bel-geordneten endet zwei Monate nach der Wahl der neuen Gemeindevertretungen,,.jedoch bleiben sie bis zur Em.fiih-rung ihrer Nachfolger 3,111 Amt Die Neuwahl erfolgt duz-2h die neu gewählten Gemeindevertretungen. Die neuen Wali-len haben bis- spätestens 30. Juni 1948 stattzufinden. 
(2) Entsprechendes gilt für die Gemeinden, in denen eine 

Gemeindevertretung nicht besteht, sondern die Gemeinde-versammlung den Bürgermeister wählt. 
(3) Wählbar zu Bürgermeistern und Beigeordneten sind — unbeschadet der einschlägigen Vorschriften (insbesondere 

der §§ 40 bis 433  der  Groll-Hessischen Gemeindeordnung — die 

26 
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nach § 53¡eses Gesetzes ziir Gemeindevertretung wählbaren 
Personekniit folgenden Maßgaben: 

. 
	 f Mite  Gke Anwesenheitsvoraussetzurig; 

a) !tir hauptarntliche Bürgermeister und Beigeordnete ent- 

bj Mtfer können als Bürgermeister (Oberbürger-

nistere des Innern das Amt nicht antreten. Wire die 
meister) -oder Beigeordnete ohne Genehmigung des Mi-

Genehmigung versagt,. ist Neuwahl binrien zwei Mo-
nateri erforderlich. §15 

(1) Die Wahlzeit der .neu gewählten hauptamtlichen Bilr-
germeister und Beigeordneten beträgt sechs Jahre, -die der 
ehrenanititch gewählten endet mit der Wahldauer der de-
meinderftretung: 	; 

(2) Naclh. Ablauf der Wahlzeit bleiben die bisherigen Bür-
germeiste und Beigeordneten bis zur Einführung ihrer 
Nachfolger im_ Amie. 	§13 

(1) In .Gemeinden,  h denen keine Gemeindeveztretung 
besteht, &Ind die Personen zur Teilnahme an der Gemeinde-
versaimplung ,berechtigt, die nach § 5 Absatz 1 Satz_ 
und AbSatz 2, 4 Und 5  wahlberechtigt  sind. 

(2) Für die Altersvoraussetzung und die Anwesenheits-
voraussetzung ist der Tag der .Gemeindeversammlung maß-
gebend. . § 17 

Wer 
1:eine faische eidesstattliche Erklärung üb' er die Voraus-

setinngen  seines Wahlrechtes abgibt oder 	' 
2. in mehreren Gemeinden Wählt, . 

' wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren»bestraft,' 

§18. 	' 
Des_ GOneindewahlgesetz vom 15. Dezember 1945 ,(GVBI. 

. S. 7), clas Gesetz zur Änderung  und Ergänzung des Ge-
meindewahlgeeetzes vom 7. März 1946 (GVB1. S. 86) und das 
zweite Gisela „zur Änderung  und Ergänzung  de S Gemeinde-
*ahlges'et4e.s. vorn11. April 1946 (GVB1. S: 115j sowie § 9 
Absatz 4`Batz 3 des d-esetzes über d¡e ReChtsstellung der Be-
amten una Angestellten im öffentlichen Dienste des Landes 
Groß-HesSen vom 12. November 1946 (GVB1.  S. 205) werden s 
aufgehoben,. § 19 	

, 
 

(1) Die. Versodungsansprilche—der nicht wiedergewählten 
. •Bilrgerrneister und Beigeordneten regelt ein besonderes Ge-

setz. 	• 
(2) Der §, 12 des Gerneindewahlgesetzes in der Fassung des" 

Gesetzes • vein 	August 1947 (GVB1. 1948 8. 17) tritt mit Ab-. 
lauf dès 31. März 1948 außer Kraft. 

' 	§20 
Der Minister des Innern wird ermächtigt, die Wahlen zu 

den Geinehkclevertretungen und Kreistagen, die ani 25. April 
1948 stattfinden miteinander zu verbinden. 

,  §21 
Der Minster des Innern erläi3t die Bestim.mungen, zur 

Ausführung dieses Gesetzes,' insbesondere  die Wahlordnung. 

§22 

Das Gesetz tritt mit der Verkündurig in Kraft: 
Die vlerfassungsmäßigeia Rechte der Landesregierung sind 

gewahrt;  
Wiesbaden,  den 11. Februar 1948 

Hessisches Staksrninisterium 
Der Ministerpräsident 	 Der Minister 'des Innern 

nock 	 Zinnkann 

Gesetz 
vom  10.  März 1948 

zur Abänderung des ,Gemeindewahlgesetzes 
vom 11. Februar 1948 - 

lier Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hier-
mit verkündet wird:' 

- 	Einziger Paragraph 
§ 4-  Abs. 4 des  Gemeindewahlgesetzes erhält folgende 

Fassung: 
„Die politischen partelen sind berechtigt, WahlVórschläge 

für die Bezirke einzureichen, für die  sie zugelassen sind. 
Demokratische Gruppen von Wählern können gleichfalls 
Wahlyorschläge einreichen. Die Wahlvorschläge solcher ,  
Gruppen müssen von 2 % der Wahlberechtigten., mindestens 
aber k,Orr20 Wahlberechtigtên, unterschrieben,. se in." 

Die  rfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind 
gewahrt. 

Wiesbaden, am 10. März 1948 
Hessisches Staatsrainisterium 

Der Ministerpräsident: 	 Der Minister des - Innern: 
' 	Stock 	 Zinnkann 

-  

Wahlordnung 
für die Wahlen zu den Gemeindevertretungen 

- Vora 20. Februar 1948 
A. Wahlleitung 

1. Bürgermeister s 

§1 	 , 
(1). Der  Bürgermeister leitet das Wahlgesehäft in der Ge-

,meinde. Er hat  insbesondere folgende Aufgaben: 
a) die Wählerliste aufzustelIen, 
b) die Wählerliste auszulegen und. die Auslegung bekarmt-

zugeben, 
c) den Wahlausschuß zu' berufen' Mid' seine .Bestellung 

bekanntzugeben, 
d) clie Wählerliste abzuschlief3en und dem - Wahlvorstehér 

zu übersenden, 
e); die WahLscheine aaszustellen mid in Fallen, in denen 

die Entgegennahme  von Anträgen aul  Ausstellung  von 
Wahlscheinen schon am zweitletzten Tag vor dem . 
Wahltag .geschlossep. wfrd, die Schliel3u,ng der Wahl- 

_ scheinausgabe bekanntzugeben, 
f) die* Abstimmungsbezirke zu bilden, 
g) die Wahlvorsteher zu ernennen, 
h) die Wahlräume zu bestimnien, 
i) Ort Und Zeit der Wahlhandlung sowie die Abgrenzung 

der Ab.stimmungsbezirke bekanntzugeben, 	- - • 
Ir) znr Einreichung von Wahlvorschlägen aufzufordern, 
1) die für die  Einreichung der Wahlvorschläge erfotder- 

lichen Bescheinigungen auszustellen, 
m) das Wahlergebnis bekanntzugeben, 	- 
n) Einsprühe, die gêgsen die Gültigkeit der Wahl erhoben 

werden, der Gemeindevertretung zur 	 . Beschlußfassung 
vorzulegen, 

o) die Entseheidungen  im Wahlprüfungsverfahren suszu-
führen. 

(2) Der Bürgermeister kann mit der Führung, der laufen-
den Wahigeschäfte einen Beigeordnetén oder einen Ge-
ineindebeamien beauftragen. 

(3) Für alle dem Bürgermeister im Wahlgeschäft obliegen-
den Bekanntmachungen gilt ali ortsübliche Art der Be-
kanntmachung such der öffentliche Anschlag. 

2. Wahlausschtil3 
§ 	' 

(l) Für die Gemeinde wird ein - Wahlatisschuß gebildet, der 
a) über die Beschwerden gegen die Wählerliste entscheidet, 
b) über.  die Zulassung der bei setnem Vorsitzenden einzu-

reichenden Wahlvorschläge beschließt, 
c) das Gesamtergebnis der 1/1Tahl in der Gemeinde Jest-

stellt, 	 • 
d) die Verteilung der Sitze vornimmt, 
e) die Gewäblten von der auf sie gefallenen 'Wahl be-

nachri chtigt .  
(2) Vorsitiend.er des W'ahlaussehusses ist der Bürgermeister 

oder sein gesetzlicher Stellvertreter. ,s 
(3) Zur Bildung des Wahlausschusses beruft der Vor-

sitzende vier oder sechs Wahlberechtigte der Gemeinde zu 
Beisitzern und verpflichtet siie durch Handschlag. Für jeden 
Beisitzer'wird ein weiterer Wahlberechtigter als Stellvertre-
ter berufen un-d bei seine,m Eintritt in gleicher Weise vet-
pflichtet. -Der Stellvertreter hat bei Verhinderung oder beim 
Ausscheiden d-es Beisitzers für • ihn einzutreten. 

(4) Die Beisitzer Mid ihre Stellvertreter müssen aus den 
verschiedenen in der Gemeinde vertretenen Parteien und 
'Wählergrüppen auf deren Versehlag berufen werden. 

(5) Vertrauensmänner für"WahlTorschläge und deren 
Stellvertreter können nicht Beisitzet oder Stellvertreter  bu  
Wahlausschuß sein. 

(6) Die Mitglieder des ,Wahlausschusses erhalten keine 
Vergütung. 

§ 3 
Die Namen der Mitglieder des Wahlausschusses und ihrer. 

Stellvertreter' sind ,  voie  Bürgermeister 'öffentlich bekannt- 

• § 4,  
Zu den Verhandlungen des Wahlaus.schusses hat der Vor-

sitzende einen Schriftführer zuzuziehen, der in gleicher 
Weise wie die Beisitzer verpflichtet wird, aber, kein Stimm-
recht im Wahlausschuß hat. ' 

§ 5 	 - 
- -Der Wahlauss,chuß ist beschlußfähig, wenn sutler cleni Von"- 
sitzenden oder seinem Stellvertreter mindestens die Hälfte 
der Beisitzer oder Stellvertreter anwesend  ist. Er beschließt 
mit Stimmenrriehrheit,bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 

• 3. Der Wahlvorstand 
§, 6 

' (1.) Für jeden Abstimmungsbezirk, gegebenenfalls , fiir je- 
tlen Wahlraum und Wahltisch, ernennt der Bürgermeister ,  

zugeben. 
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aus den Wahlberechtigten einen Wahlvorsteher und einen 
Stellvertreter des Wahlvorstehers. In Gemeinden: die nur 
einen Abstimmungsbezirk bilden und in denen eine Tei-
lung der -Wählerliste oder eine nach dem Geschlecht der 
Wahlberechtigten getrennte Aufstellung nicht erfolgt ist, ist 
der Bürgermeister Wahlvorsteher, der gesetzliche  Steilver-
treter  des Bürgermeisters Stellvertreter des Wahlvorstehers. 

(2) Der Wahlvorsteher beruft aus den Wahlberechtigten des 
Absthninimgsbezirks, filt den er bestellt ist, drei bis  sechs 
Beisitzer uhd einen :Schriftführer. Er muß dabei die  ver-
schiedenen Parteien und Wählergruppen berücksichtigen. 
Der Schriftführer kann aucji aus den Wahlberechiigten eines 
anderen Abstimmungsbezirks genommen werden; lin  Falle  
vorübergehender Behinderung' wird er durch einen Beisitzer 
vertreten. 

(3) Der Wahlvorsteher, sein Stellvertreter, die Beisitzer 
und der Schriftführer bilden den Wahlvorstand. Sie erhal-
ten keine Vergütung. 

,§ 
(1) Der Wahlvorstand tritt auf Einladung durch den Wahl-

vorsteher am Wahltage zu Beginn der Wahlhandlung im 
Wahlraume zusammen. 

(2) Der Wahlvorstand ist hei Anwesenheit van Wenigstens 
vier Mitgliedern„ unter denen  sich  stets der Wahlvorsteher 
oder sein Stellvertreter befinden muß, beschlußfähig. Er 
beschließt mit  Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

§8 
Der Wahlvorstand führt die Wahlhandlung im Abstim-

mungsbezirk durch und stellt das Abstimmungsergebnis im 
Abstimmungsbezirk fest. 

B. lyahlvorbereing 
1. Bildung der Abstimmungsbezirke 

§ 9  

Die Stimmabgabe ist in Abstimmungsbezirken vorzuneh-
men. Jede Gemeinde bildet mindestens einen Abstinimungs-
bezirk. In Gemeinden, in denen ein Bedürfnis hierzu vor-
handen ist, hat der Bürgermeister den Gemeindebezirk Lur 
Stimmabgabe in Abstimmungsbezirke 'von. an.gemessener 
Größe einzuteilen. Hierbei ist unter tunlichster Berück-
sichtigung der vorhandenen Ortsbezirke anzustreben; allen 
Wählern die Teilnahme an der Wahl möglichst zu erleich-
tern. Kein Abstimmungsbezirk soil mehr als 1500 Wahl-
berechtigte umfassen. Die Abstimmungibezirk• dürfen  je-
doch nicht so eng begrenzt werden, daß das Wahlgeheimnis 
gefährdet werden  könnte. 

2. Wählerliste und Wahlscheine 
a) Allgemeines 

§ 10 „ 

meindewahlgesetzes "Wahlberechtigten (Wählerliste) für das 

mehrere Abstimmungsbezirke eebild4 sind, .ist die Wähler-

Gemeindegebiet so rechtzeitig aufzustellen,  dali  sie am 12. 
März 1948 öffentlich ausgelegt werden kann (§ 24). Soweit 

liste für jeden Abstiinmungsbezirk besonders aufzustellen. 

Der Bürgermeister hat eine Liste der ' -nach § 5 des Ge- 

.§ 11 
(1) Die Wählerlisten sind in der Art anzulegen, daß die 

Straßen nach der alphabetischen Reihenfolge 'ihrer Namen 
oder die Ortsbezirke nach der Reihenfolge ihrer Nummern 
oder Buchstaben, innerhalb der Straßen oder Ortsbezirke 
die Häuser nach ihren Nummern und innerhalb jedes Hau-
ses die Wahlberechtigten eingetragen Werden. Die Listen 
heben Zu- und  Vornamen,  Alter und Wohnung der Wahl-
berechtigten zu enthalten. Vor der 'Eintragung jeder ein-
zelnen Person ist ihr Wahlrecht nach §  5  des Gemeindewahl-
gesetzes genau zu prüfen. 

(2) Die Listen können auf Beschluß des WahlauSschusses 
auch in  alphabetischer Ordnung der Namen unter fort-
laufender Nummer  angelegt  werden. 

(3) Die Listen können nach Geschlechtern getrennt  angelegt 
werden. 	

§ 12 

(2) Personen, die in der Ausübung ihres Wahlrechts be-
hindert sind, sind gleichwohl in die Wählerltete p,ufzunen-
men. Jedoch ist bei ihren Namen in der für clert yermgrk 
der erfolgten  Stimmabgabe vorgesehenen Spalte 10inzutragen 
„behindert". Fällt die Ursache der Behinderung  „eg,  so ist 
der Vermerk „behindert" zu •streichen und der -Sechverhalt 
in der Spalte „B4amerkungen" zu erläutern. 

§13 
(1) Die Wählerliste soll mindestens vier Spalten zur Aut-

nahme der Vermerke über die erfolgte Stimmabgebe enthal-
ten, damit sie für etwaige Nachwahlen verwendb4r ist. 

(2) Die Lisie  muli  ferner  eine Spalte für Betnerkungen 
enthalten. ' 

b) Arten der Wählerliste 
§14 

(1), Die Wählerliste kann in Heftform riAch dem in der 
Anläge 1 beigefiigten Vordruck oder als Wahlkartei an-
gelegt werden. 

(2) Die Wahlkarteien müssen 	beschaffen sein, daß die" 
Karten für jeden Abstirnrnungsbezirk in einem gder ineh-
Teren Behältern-verwahrt werden. Der Behälter muß mit 
Vorrichtungen versehen sein, die  jede. einzelne Karte fest-
halten unct nach Abschluß der Wahlicartei jede iiiUtlrliehe 
Herausnahme oder Einfügung von Karten unantiglich 
machen. Die Einteilung der Karten entspricht den Spalten 
2 bis 14 des Musters zur Wählerliste in Heftforni. 

§ 15 
Die Benutzung von Listen, die aus Anlaf3 früherer Wahlen 

gebraucht sind, ist zulässig, sofern sie den AnfOrderungen 
der §§ 11-14 genügen und Unstimmigkeiten  be der Ab-
stimmung nicht zu befürchten sind. 

Wahlscheine 
§16 

Der Wahlschein berechtigt zur Stimmabgabe nur in der 
Gemeinde; in der er ausgestellt ist. 

• 

(1) In die Wählerlisten sind alle Wahlberechtigten einzu- ,. 
tragen, die am 25. April 1948 bn Gemeindegebiet seit un-
unterbrochen sechs Monaten- wohnen oder die  frillier -dort 
wohnten und nach ihrer Evakuierung oder aus_ der Kriegs-
gefangenschaft dorthin zurückgekehrt sind. In die Wähler-
listen, sind such aufzunehmen aus der Kriegsgefangenschaft 
entlassene Männer und Frauen, die sich an den Wohnort 
Ihrer  Familie (Ehegatten, Kinder, Eltern) begeben haben, 
wenn diese Familienangehörigen seit ununterbrochen sechs 
Mbnaten im 'Gemeindegebiet wohnen. Die Personen,  die erst 
bach dem 1. September 1939 nach Hessen zugezogen sind, 
sind  in der _ dafür vorgeshenen Spalte besonders zu kerm- 
zeichnen. 	 ohne einen solchen Vermerk noch verbleiben. 

§ 17 
Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 
a) die in § 5 Abs. 2 a, b und e des Gemeindewahlgesetzes 

genannten Personen, wenn der Grund Mr den Ata-
schlue vom Wahlrecht vor dem Wahltag fortgefallen 1st. 

b) Wahlberechtigte, die nicht in die Wählerliste einge-
tragen sind, wenn ihrem Einspruch erst nach Abschluf3 
der Wählerliste stattgegelaen ist. 

c) Wahlberechtigte, die wegen Behinderung Je der Aus-
übung. ihres Wahlrechts entgegen der Bestinarnung in 
§ 12 Abs. 2 nicht in die Wählerliste eingetragen odor 
darin gestrichen sind, wenn die Behinderung nach Ab-
lauf der Beschwerdefrist fortgefallen ist. 

d) die vein Evakuierungsort oder aus der Krieg.sgefangen-
schaft zurückgekehrten Personen, soweit sie flach § 5 
Abs.. 1, 2 des Gemeinclewahigesetzes  wahlberechtigt und 
nicht bereits in die Wählerliste eingetragen sinci. 

§18 
(1) Zuständig zur Ausstellung des Wahlscheines  ist  der 

Bürgermeister. 
(2) Die Tatsachen, die die Ausstellung eines Wahlschcines 

begründen, sind glaubhaft zu machen und auf Erfordern 
nachzuweisen. Ober seine Berechtigung, den Antrag au stel-
len oder den Wahlschein in Empfang zu nehmen, mull sich 
der 'Antragsteller oder der Empfänger ausweisen. 

(3) Ober die ausgestellten Wahlscheine  führt  der Bürger-
meister ein Verzeichnis. 
. (4) Verlorengegangene Wahlscheine werden nieht ersetzt. 

§19 
Bei der Ausstellung von Wahlscheinen 	Wahlberechtigte, 

die in die Wählerliste eingetragen sind, ist in der Wähler-
lisie bei den betreffenden Wahlberechtigten in- der Spalte 
für die Stimmabgabe der Vermerk „Wahlschein" oder „W" 
einzutragen. Ist die Wählerliste dem Wahlvorsteher bereits 
übersandt, so ist ihm bis zum Begihn der Wahlhandlung ein 
Verzeichnis der Wahlberechtigten zu übermitteln, die nach-
träglich einen Wahlschein erhalten haben. Er hat vor Region 
der Wahlhandlung die Wählerliste nach diesem Vterzeichnis 
zu berichtigen, indem er bel den nachträglich Mit einem 
Wahlschein versehenen Wahlberechtigten in der Spalte für 
die Stimmabgabe den Vermerk „Wahlschein" oder ; OEW" .ein-trägt. Er hat ferner die Wählerliste mit einer BeSelleinigung 
darüber zu versehen, bei wieviel Wahlberechtl4en nach 
dem Verzeicluns der nachträglich ausgestellten Wahlscheine 
nachträglich der Vermerk „Wahlschein" oder „W" eingetra- 

_ gen worden  ist  und wrevrel ,eingetragene Wahlberechtigte 
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• • 
§2  

liste ab  ki  due Ausstellung des Wahlscheines beantragt 
werden. Gen  die Ablehnung findet die Beschwerde an den 
Wahlausecifn statt, der endgültig entsclieidet. 

Vom Zettpunkt des Beginns der Auslegung der Wähler-. 

• . 

 

§21 ' 	
• 	• 

.(1)Wah1sebeine können noch am Tage vor dem Wahltage 
ausgestellt„.Werden. In Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein-
wohnern kann die Entgegennahme von Anträgen auf Aus-
stellung VQfl Wahlscheinen schon am zweiten Tage vor dem 
Wahltage" geschlossen werden. Der Bürgermeister hat dies 

 -
vorher in Ilitstiblicher. Weise bekarmtzugeben. 

(2) Die riascheine sind nach dem als Anlage 2 beigefüg-
ten Vordr/ auszustellen. 

d)' Auslegung  und. Berichtigung 
der Wählerliste ' 

• o. 	tr 	§ 22 	 , 
Eine AIschrift der Wählerliste ist vom 12. bis zum 22. 

•. März  194w insch1le131lch täglich öffentlich auszulegen. Ver 
der Aus1eggg  hat der Bürgermeister in ortsüblicher Weise 
bekanntzu 	n 	• 

a) wó, winge und zu welchen Tagesstunden die- Wähler-
listê KU jedermanns Einicht ausgelegt Wird (bei -der 
Festgetaing der Auslegezeit hat der Bürgermeister Vor-
sorge- zt treffen, dali  jedem Wahlbereehtigten die Mög-
lichke4 zur Einsicht in die Wählerliste gegeben .ist), 

b) innerlialb welcher Zeit und in 'welcher Weise Be-
schwe e gegen die Wählerliste erhoben werden kann, 

c) daß j r Wahlberechtigte berechtigt ist, eine solche 
Besdljrde zu erheben, wenn ihin die fehlende Wahl-

. ..bere 	gung einer eingetragenen Person: bekannt ist, 
d) daI3 jër _ Wahlberechtigte, der die Wählerliste für un-

vollsita0ig hält, zur Entlegung - der Beschwerde be- 

	

rechtigt ist. • 	• 	§ 23 
(1) Jeder  Wahlberechtigte,  der dip Wählerliste .für  un-

richtig ockg für unvollständig hält, kann dies bis  zum Ab-
lauf der AUslegungsfrist bei dem,  Bürgermeister oder eineh; 
von  diez . 	schriftlich anzeigen oder zur Nie- 

, derselnift  Jen.  Soweit die Richtigkeit der Behauptung des 
Beschwerd Wirers nicht offenkundig ist, hat er fur sie Be-
weisrhitter' izubringen oder anzugeben. 	 • 

(2) Betri ,die Beschwerde die fehlende Wahlberechtigung 
einer in di Wählerliste eingetragenen Person, so gibt der. 
Bürgermei 	dieser sofort Nachricht von" der :Beanstandung 
und teilt  ir  mite , a13 sie berechtigt ist, binnen sieben Tagen 
vom Eing,k4g der littellung an Widerspruch zu erheben. 
Tut sie eCrucht, so ist sie von der Wählerliste zu streichen. 
Erhebt siet' idersprßth, so entscheidet der Wahlausschuß 

4. April 1948. 	
• - 	§24 

(1) Unrie ige Angaben der Wählerliste sind nach dem 
Ergebnis d' yom Wahlausichuß getroffenen Entscheidungen. 
zu bech l.  

(2) Nach&Ablatif der Auslegagsfrist-können Wahlberech-
tigte nur na' Erledigung rechtzeitig eingereichter Beschwer-
den in die Wählerliste aufgenommen -  oder darin gestrichen 
werde. 	

§ 25 
Im Fa11. einer Berichtigung der Wählerliste sind die 

Gründe  in ja1te; „Bemerkungen” einzutragen. Ergänzungen 
sind im N6pIttrag M die Wählerliste aufzunehmen. Etwaige , 
Belege sixidl-der Wählerliste beizufügen. , 

§- 26 • • 
(1) Die keAchtigte Wählerliste ist vom Bürgermeister ab-

zuschließekHierbei hat er zu beseheinigen, daß und wie-
lange dieWhlerliâte ausgelegen hat,  dali  die in § 22  „ vo-
geschriebi ortsübliche 'Bekanntmachung erfolgt  it end-
lich wieviê ahlberechtigte Personen in die Wählerliste ein-
getragen 

(2) Die Behäfter . der Wahlkarteien sind durch Schlösser, 
Plomberi 01-dgr, Siegel so zu verschlielken, dali eine Entnahme 
oder Einfirgfmg von Karten nicht möglich ist. 

§ 27, 	
• 	, 	

d e m Der Bilrgermeister hat die Wählerliste rechtzeitig 
Wahlvorstger zu übersenden. 

• 28 
. Der Biligermeister sbll,  soweit möglich, gegen Erstattung• 
der Auslagft auf Antrag Abschriften aus der Wählerliste 
erteilen oder die Anfertigung von Abschriften gestatten. 

3.  Bestimmung  der Wahlräume 
§29 

Innerhalb .jedes Abstimmungsbezirkes bestimint der Bilr-
germeisbef'emen, geeigneten Wahlraum. In grollen Abstim-
mungsbezirken, in derfen sich eine Teilung der Wählerliste 

5. Wahlvorschläge 
a) Einreichung der Wahlvorschläge " 

§3 
(1) Die Wahlvorschläge sind spätestens am 1. April 1948 

schriftlich dem Vorsitzenden des WahlausschuSses einzurei-
chen. Zur  Einreichung  von Wahlvorschlägen sind die zuge-
lassenen politischen Parteien berechtig, und zwar innerhalb 
des Bezirkes, für den sie zugelassen sind. Demokratische 

einreichen. Der. Bürgermeister hat spätestens am 21. Marz 
Gruppen von Wählern können gleichfalls Wahlvorschläge 

1948 öffentlich zur Einreichung der WahlvorschIäge, unter 
Angabe der Frist aufzufordern. 	, 

(2) Die Aufforderung mull auch die Vorschriften über Be-
schaffenheit und Inhalt der Wahlvorschläge (§ 33) Wieder-
geben. 	 - § 32 

Wahlvorschläge können -such vor der Aufforderung ein-
gereicht werden. 

- 
b) Inhalt der 'Wahlvorschläge 

• • 	§33 	, 
(1) In den Wahlvorschlägen Sind die Bewerber mit Vi:1r, 

und Zunamen aufzuführen. Ihr 'Stand Gder Beruf sowie ihre 
Wohnung sind so deutlich anzugeben, daß über ihre Persön-
lichkeit kein Zweifel besteht.. Sie sind in erkennbarer 
Reihenfolge aufzuführen. 

(2) Jeder Kandidat bzw. jede Kandidatenliste. einer Partei 
mul3 durch geheime Abstimmung in einer ordnungsmäßig 
einberufenen Versammlung von Parteimitgliedern Gder von 
durch Parteimitglieder gewählten Wahlmännern aufgestellt 
werden. Der Aufstellungsantrag (Wahlvorschlag) jedes Kan-
didaten bzw. jeder Kandidatenliste einer Partei muß Zeit und 
Ort der Parteiversammlung, auf welcher die,Aufstellung vor-
genommen wurde, enthaltenund muß von#0.in der Gemeinde 
Wahlberechtigten .Personen, die an der  Versammlung teilnah-
men, unterzeichnet sein. Diese Vorschrift' gilt entsprechend 
für Kandidaten von  Wählergruppen  mit der MaBgabe daß die 
Wahlvorschläge solcher Gruppen von zwei v. H. der Wahl-
berechtigten, mindestens aber 20 Wahlberechtigten unter-
Schrieben sein müssen. Die Aufstellung der :Kandidaten-
liste hat bei den demokratischen Wählergruppen in öffent-
licher Versammlung zu erfolgen. 
• (3) Die  Vorschrift  in Absatz 2 tat streng zu beachten. Sie 
ist wörtlich in die Aufforderung zur Einreichung der Wahl-
vorschläge ,aufzunehmen. 	§34 

(1) Die Unterzeichner 'der  Wahlvorschläge müssen ihren 
Unterschriften Angaben ihres Berufes, Standes und ihrer 
Wohnung beifügen. 	 • ,„ 	- 	- 

(2) Die Unterschriften müssen his zum Ablauf der  Ein-
reichungsfrist vollzählig vorliegen,' andernfalls-ist der Wahl 
verschlag ungilltig; eine Mängelbeseitigung findet nicht statt. 

(3) Nach Ablauf  der Einreichungsfrist kann, eine  Unter-
schrift unter dem Wahlvorschlag nicht mehr zurückgenom-
men werden. 	, 	§ 35 

	

(1) 'Mit den Wahlvorschlägen sind einzureichen: 	. 
a) _die schriftliche Erklärung- der Bewerber, daß sie der 

Aufnahme ihrer Namen in den Wahlvorschlag zustim-
men, 	. 

b) die Bescheinigung des' Bürgermeisters, daß die Bewer-
ber am Wahltag aas 25. Lebensjahr vollendet haben, als 
dentsche Staatsangehärige gelten, sich in der Gemeinde 
seit sechs Monaten aufhalten oder früher dort gewohnt 
,haben und nach Evakuierung oder aus der Kriegsgefart-

,genschaft zuriié.kgekehrt sind °bzw.Sich an den  Wohnort 
ihrer Familie (Ehegatten, Kinder, Eltern) begeben haben, 
sofern diese Familienangehörigen seit ununterbrochen 

.seĆhs Monaten in der Gemeinde' wohnen, die Beschei-
nigung des Bürgermeisters  mull  auch die Erklärung ent¯-, 
halten, dab die Bewerber von der Wählbarkeit nicht. 

spätesten"OE 

als zweckmäßig erweist,  sowiemn Abstimmungsbezirken, für 
welche die Wählerliste getrennt nach *Geschlechtern auf-
gestellt ist, können die Wahlen  gleichzeitig an „zwei Ver-
schiedenen Wahltischen in demselben Wahlraume oder in 
zwei verschiedenen Räumen desselben Gebäudes oder in . 
zwei verschiedenen GOEebäuden vorgenommen werden: 

4. Bekanntmachung der Wahl 
§30 	 . 

(1) Der Bürgermeister hat die Abgrenzung- der Abitire-
mungsbezirke, die, Bestimmung der Wahlräume sowie Tag 
und Stunde der Wahlhandlung in -ortsüblicher  Weise be- . 
kanntzugebexi. Offentlicher Anschlag genügt. 

(2) Die Bekanntmachung soll spätestens am il. April 1948 
erfolgen.  in Abdruck oder eine Abschrift , der  Bekannt- 
machung ist dem Wahlvorsteher zur,--  Benutzung bei der - Wahl auszuhändigen. 
• (3) Wahltag ist in allen Gemeinden der 25. April 1948, 
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ausgeschlossen-sind (§ 5 Abs. 2 und 3 des Gemeindewahl-
gesetzes),_ 

c) die Bescheinigung des Bürgermeisters, daß die Unter-
zeichner des Wahlvorschlages in die Wählerlike einge-
tragen oder mit einem WahLschein versehen sind. 

(2) Der Bürgermeister .hat die- Bescheinigung auf Antrag 
gebührenfrei auszustellen § 36 

Die Wahlvorschläge körmen eine beliebige Zahl von Be- 
werbern enthalten. § 37 

(1)" Jeder  Wahlvorschlag muß durch den Namen der ein-
reichenden Partei oder durch ein Kennwort der Wähler-
gruppe, bezeichnet werden. 

(2) In jedem Wahlvorschlage muß ein Vertrauensmann und 
ein Stellvertreter bezeichnet werden, die zur Abgabe von Er-
klärungen gegenüber dem Vorsitzenden des Wahlausschusses 
bevolimächtigt sind. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt • der  
erste Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite sks sein 
Stellvertreter. Mitglieder des Wahlausschusses und deren 
Stellvertreter können nicht Vertrauensleute oder "deren Stell-
vertreter-  sein. 

(3) Erklärt mehr als die Halite der Unterzeichner des 
Wahlvorschlages schriftlich, daß der Vertrauensmann oder 
der Stellvertreter durch einen anderen ersetzt Werden soll, so 
tritt dieser an die Stelle des früheren  Vertrauensmannes,  so-
bald die 'Erklärung dem Vorsitzenden des .Wahlausschusses 
zugeht. 	 • 

c) Mängelbeseitigung 
§38  

(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses hat die -Ver-
trauensmänner unverzüglich aufzufordern, bis zum- 7. April 
1948 Mängel der Wahlvorschläge zu beseitigen und etwa feh-
lende Bescheinigungen nachzubringen. 

(2) Mängel können nicht mehr beseitigt werden, wenn die 
Wahlvorschläge festgesetzt sind. 

(3) Bewerber, die auf mehreren Wahlvorschlägen benannt 
sind, müssen dem Vorsitzenden des Wahlausschusses inner-

, halb einer vim ihm gestellten Frist erklären, für welchen 
Wahlvorschlag sie sich entscheiden. • 

§39  
Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Vorsitzende des 

Wahlausschusses Bedenken erhebt, können bis zUr Fest-
setzung der Wahlverschläge durch andere ersetzt werden. Die 
Bestimmung der Ersatzleute mufl' dutch übereinstimmende 
Erklärung sämtlicher Unterzeichner des Wahlvorschlages er- 
folgen. 

§ 40 
(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses soll darauf hin-

wirken, daß nicht dieselben Unterschriften 'unter mehreren 
Wahlvorschlägen stehen. 
' (2) Die gleichen Personen können nicht als Vertrauens-
männer für meluVre Wahlvorschläge benannt werden. 

(3) Der Vertrauensmann kann gegen Verfügungen, die. der 
Vorsitzende auf Grund der §§ 38 bis 46 erläßt, die Entschei-
dung des Wahlausschusses anrufen. 

- d) Zulassung von Wahlvorschlägen 
§41  

(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses bestimmt Zeit und 
Ort der Sitzung des Wahlausschusses und gibt sie in orts-
iiblicher Weise bekannt. Die Mitglieder des Wahlausschusses 
lädt er zur Sitzung. Der Wahlaussehuf3 entscheidet spätestens 
am 10. April 1948 in öffentlicher Sitzung über die Zulassung 
der Wahlvorschiäge und  setzt  Fie fest.  Öffentlich sind die 
Sitzungen des Wahlausschusses schon dann, wenn Zeit, Ort 
und Gegenstand der _Sitzung vor der Sitzung durch Ausheng 
am Eingange des Sitzungshauses mitt  dem Hinweis bekannt-
gegeben worden sind, daß der Zutritt zur Sitzung den Wahl-
berechtigten  frei Steht. 

(2) Die-Wahlvorschläge können nach ihrer Festsetzung nicht 
mehr geändert oder zurückgenommen, werden. 

§42 	 ° 
(1) In den Wahlvorschlägen Werden die Namen der Be-

werber gestrichen, deren Persönlichkeit nicht feststeht, deren 
Zustimmungserklärung fehlt, die nachgewiesenermaßen nicht 
wählbar sind, oder die auf, mehreren Wahlvorschlägen be-
nannt sind. 

(2) Bewerber a  die auf demselben Wahlvorschlag mehrmals 
benannt sind, "gelten als nur an der ersten Stelle vorge-
schlagen. 	 §43  

Nicht zuzulassen sind .Wahlvorschläge, die verspäfet ein-
gereicht sind oder die den gesetzlichen Erfordernissen nicht 
entsprechen. ,  

Bekanntgabe  der Wahlvorschläge 
§ 44 

(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses • hat spätestens ani 
11. April 1948 die Wahlvorschläge in der zugelassenen Form  

unter Angabe der Parteien bzw. Wählergruppen und der 
Kennworte (§ 37), jedoch unter Weglassung der Wanien der 
Unterzeichner -und Vertrauensmänner in ortsüblicher Weise 
bekanntzugeben. 

(2) Die Wahlvorschläge sind mit fortlaufenden Wummern 
zu versehen. Hierbei erhalten die Wahlvorschläge der im 
Landesrnaßstab zugelassenen Parteien die Nummern 1 und 
folgende in der Reihenfdlge, die  sich aus der Höhe der Stim-
menzahlen ergibt, die die Parteien bei den Landtagtwab len er-, 
zielt haben. (Also Nr. 1 — SPD, 2- — CDU, 3 — LDP, 
4 — KPD.) Die übrigen Wahlvorschläge erhalten die an-
schließenden Nummern in der Reihenfolge ihres Eingigs 
bei dem Vorsitzenden des Wahlausschusses. 

C. Wahlhandlung 
• 	§45  

Die Wahlhandlung ist öffentlich. 

§40  
(1) Die Wahlzeit dauert von 8 bis 18 Uhr. In Abstimmungs-

bezirken mit weniger als 600 Wahlberechtigten kann die 
Wahlzeit durch Bese.hluf3  des  Wahlausschusses abgekilrz,i. wer-

- den. Sie darf jedoch nicht später als um 10 Uhr begin-
nen und nicht vor 17 Uhr schließen. 

,0(2) Haben alle in die Wählerliste eingetragenen Wähler ab-
gbstimmt und ist anzunehmen,  doll  Inhaber von Wahlschei-
nen nicht mehr kommen, so kann der Wahlvorifeher auf 
einstimmigen Beschluß des Wahlvorstandes die Abstimmung 
vor dem Schluß der festgesetzten Wahlzeit für gesehlossen 
erklären. 

§ 47 
(1) Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahl-

vorsteher seinen Stellvertreter, den Schriftführer und die 
Beisitzer durch Handschlag verpflichtet und so den Wahl-
vorstand Widet. 

(2) lit zur Zeit des Beginns der Wahlhandlung die für eine 
vollständige Besetzung des Wahlvorstandes erforderliche Znhl 
eingeladener Beisitzer oder Stellvertreter nicht erschienen, 
so ernennt der Wahlvorsteher aus anwesenden oder erschei-
nenden Wahlberechtigten die fehlenden Mitglieder in der er- 
forderlichen Zahl. 

§ 48 
Der Wahlvorsteher und der Schriftführer dürfen ‚rich wäh-

rend der Wahlhandlung nicht  gleichzeitig entfernen. Ver-
läßt einer von ihnen vorübergehend den Wahiraurn, so ist 
mit der Vertretung des Wahlvorstehers sein Stellvertecter, 
mit der Vertretung des Schriftführers ein anderes Mitglied 
des Wahlvorstandes zu beauftragen. 

§ 49 	• 	• 
(1) Der Wahltisch soll so. aufgestellt werden, da er von 

allen Seiten zugänglich ist. 
(2) An diesen Tisch wird eine Wahlurne zum Hineinlegen 

der Stimmzettel gestellt. Der Boden der Wahlurne,sell vier-
eckig sein, die  lichte Höhe  mull mindestens 90 cm, die lichte 
Weite ih beiden Richtungen mindestem 35 cm Winger), Die 
Wahlurne muß  lin  Deckel einen Schlitz von höchstells 2 cm 
Breite haben,  durch de.n die Umschläge mit dem Stimmzettel 
hindurchgesteckt werden müssen. Vor dem Beginn der  Ab-
Stimmung  hat sich der Wahlvorstand davon zu überzeugen, 
daß die Wahlurne- Mer ist. Danach darf,  dio  Wahlttrne bis 
zum Schluß der Abstimmung nicht wiedei geöffnet werden. 

(3) Nach näherer Anordnung des Bürgermeisters dürfen 
abweichend von den Bestimmungen des Abs. 2. auch andere 
Behältnisse verwendet werden, bei deren Benutzung die 
Sicherheit des Wahlgeheimnisses gewahrt erscheint. 

(4) Durch Bereitstellung ausreichender Nebenräume, die nur durch den Wahlraum  betretbar oder unmittelbar Mit ihm 
verbunden sind oder durch Vorrichtungen an einem oder 
mehreren "von dem Vorstandstisch getrennten Zehentischen 
ist Vorsorge zu treffen, daß der Wahlberechtigte seinen 
Stimmzettel  unbeobachtet  kennzeichnen und in den Um- sehlag legen kann. 

§ 50 
Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Abwesende können 

sich bei der Wahl weder vertreten lassen noch sonst an der Wahl teilnehmen. 
§ 51 

- (1) Gewählt wird mit Stimmzetteln. 
. (2) Die Stimmzettel werden vom Bürgermeister amtlich 
hergestellt. 

(3) Die Stimmzettel müssen alle zugelassenen Wahlvor-
schläge unter Angabe .der Parteien und der Kennworte der 
anderen Wählergruppen und unter Hinzufügung der Namen der ersten vier Bewerber jedes Wahlvorschlages (bei weniger als vier Bewerbern sämtlicher Bewerber) in der ,  gemäß § 44 bestimmten, mit 'den entsprechenden Nummern versehenen 
Reihenfolge enthalten. 

(4) Die Stimmzettel müssen für—jeden Wahlbezirk von ein-
heitlichem  Papiersein; auch Zeitungspapier ist zultiseig. Ihre 

„ 
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GröBeeDestimmt sich nach dem  Umfang  des erforderlichen 
Aufdene,kes (Absatz 3)e- doch miissen. sich die • Stimrnzettel, 
ein- oder Oweirnal gefaltet, leicht in den Umschlag legen lessen: 

• 
§52 

(1) Die, Itienschlage sollen 12 : 15 cm groß und müssen aus 
undurchsViitigem Papier und amtlich' abgestempelt seine Sie 
werden n dem Bürgermeister  in der erforderlichen Zahl 
amtlich jgeste11t und dem Wahlvorsteher zusammen Mit 
den OE Stiin etteln  überwiesen. 

(2) mschläge _dürfen nicht mit' ungesetzlichen Kenn-
_ 

zeichen î&ehen sein, Sie mussen von gleicher ' Art und 
Farbe setn. • 

§ 53 
D

▪  

ie amtlich hergestellten Stimmzettel und Umschläge wer-
den an die Wahlberechtigten im Wahlraume ausgegeben. 

• Andere.Stimmzettel oder Umsehläge dürfen im Wahlraume 
weder anSgelet noch verteilt werden. 	, 

§54 
(1) Zur Stimrnabgabe dürfen mir die amtlich hergestellten

ii 
 

Wahlraum ausgegebenen Stimmzettel benutzt werden. ' 
(2) Di 	timniabgabe' erfolgt derart, daß . der Wahlberech- 

tigte dul  ein auf den Stimmzettel zu setzendes k..reuz oder 
in sontg  Weise kenntlich macht, welchem WahlVorschlage 
er seine tmme geben will. Der Wahlberechtigte darf auf dem 
Stimm«ttej nur einen Wahlvorschlag zu diesem Zweck an-
kreuzen. Oder in sonstiger Weise kenntlich machen; andern-
falls istn Wille nicht unzWeifelhaft zu erkennen und der 
StimmzeVel ungültig. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur in den amtlich 'gelieferten, 
lm  Wallrum ausgegebenen Umschlägen von dem Wahlberech-
tigten dem Wahlvorsteher ilbergeben werden. • 	• 

' § 55 
(1) ZA•tritt  zum Wahlraum hat jeder Wahlberechtigte. 
(2) AhSprachen darf niemand im Wahlraum halten. • 
(3) NRX der Wahlvorstand darf über das Wahlgeschäft be-

raten  un 	eschließen. 
(4) Der Wahlvorstand kann jeden 'aus dein Wahiraum ver-

weise; cr die Ruhe und Ordnung der Wahlhandlung stört. 
Ein Waaja . ereehtigter, der hiervon betroffen wird, darf vorher 
seine' Stianne abgeben. 

(5) St041 in einem Wahlraume mehrere Wahlvorstände tatle?, 
so stehtAe Wahrung der Hautordnung dem Wahlvorstand e zu, 
dessen yörsteher an  Lebensjahren  der älteste ist. 

- • § 5.6 
(1) Der Wahlvorsteher leitet die Wahl. Der Stellvertreter; 

der Beisitzer und der  Schriftführer unterstützen ihn bei der 
tberwechung . und Durchführung der Wahlhandlung e_sowie 
bei der Ermittelung des_ Abstimmungsergebnisses. 

(2) Zur• Stimmabgabe zuzulassen sind Personen, die in die 
Wählerfite eingetragen oder im Besitze eines Wahlscheines 

' sina. ' 
(3) Der Wahlberechtigte erhält am Eingange des Wahl-

raumes einen amtlich abgestempelten Umschlag und einen 
arntlicfi hergestellten Stimmzettel. Er begibt sich sodann  in 
den  Nebenraum oder an den mit einer Vorrichtung gegen 
Sicht geschützten Nebentisch. Dort hat er auf dem Stimm= 
zetlej  durch Ankreuzen oder in sonstiger Weise kerintlich zu 
machen, welchem Wahlverschlage er seine Stimme geben 
Will, und den so gekennzeichneten Stimmzettel in den Urn-

' schlag zu` legen. Darauf tritt er an den Vorstandstisch, 
nennt seinen' Namen  und aufErfordern seine ,'Wohnung :und 
übergibt, sobald sein Name in der .Wählerliste aufgefunden 
ist, den. Umschlag mit einliegendem Stimmzettel dein Wahl-
vorsteher, der ihn sofort ungeöffnet in die 'Wahlurne legt. 

(4) Inhaber von Wahlscheinen nennen ihren Namen und 
übergeben den Wahlschein dem Wahlvorsteher, der ihn nach 

.Prüfung dem Schriftführer Veiterreicht. Entstehen Zweifel 
über  die Echtheit oder den rechtmäßigen Besitz des Wahl, 
schelnes., so hat der ,  Wahlvoretand. diese nach Möglichkeit 
aufzukraren und über die Zulassung oder Abweisung des 
Wählers Beschluß zu fassen. Der Vorgang ist in die Wahl-
niederschrift aufzunehmen. 

' (5) Wethlberechtigte, die des Lesens unkundig oder dural, 
körperliehe  Gebrechen behindert  sind, ihren Stimmzettel 
eigenhändig mit dem ihren Willen kenntlich mechenden 
Zeichen zu versehen oder in den Umschlag zu legen und 
diesen dem Wahlvorsteher zu übergeben, diirferf sich der 
Beihilfe einer Vertrauensperson bedienen. . 

(6) Stimmzettel, die nicht in einem amtlich abgestempelten 
Umschlag oder die in einem' Mit einem unzulässigen 'Kenn-
zeichen versehenen Unigehlag abgegeben werden oder OE denen 
ein dwell den Umschlag deutlich fühlbarer Gegenstand bei-
gefügt iet,. hat der Wahlvorsteher  zurückzuweisen, ebenso 
die Stimmzettel von Wahlberechtigten, die sich nicht in dep 
Nébenraum oder an den Nebentisckbegeben háben. 

(7) Der Wahlvorsteher hat darüber zn wachen, daß die 
Wahlberechtigten die amtlichen' Stimmzettel erhalten und 
daß sie in dem Nebenraum oder an dem Nebentisch nur 
so lange verweilen, als unbedingt erforderlich' ist. 

§57 
Der Schriftführer vermerkt die Stimm• abgabe jedes Wahl-

bereehtigten neben ' dessen Namen in dere„Nählerliste und 
sammelt die, Wahlscheine. Für den Vermerk der Stimm-
abgabe ist gleichmä.ßig im,  ganzen Abstirnmungsbetirk ein 
und dieselbe Spalte der Wählerliste zu benutzen. 

„ 	§ 58 
Nach Schluß 	der Wahlzei t. dürfen nur noch - die Wahl- 

berechtigten zur Stimmabgabe zugelassen werden, die zu 
diesem Zeitpunkt im Wahlraum schon anwesend sind. Hier-
auf erklärt der Wahlvorsteher die Abstimmung für Pe 
schlossen. 59  

Nach Schluß der Abstimmung werden die Umsclaläge aus 
der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt, Zugleich 
wird die Zahl der Abstimmungsverfnerke .in der Wähler-
liste und die Zahl der Wahlscheine festgestellt. Ergibt sich 
dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verschieden-
heit, so ist dies in der Wahlniederschrift anzugeben und, 
soweit möglich, eu erläutern.' 

D. Ermittelung, Prüfung Und Feststellimg des 
Wahlergebnisses 

• §60 
Die Ermittelung des Abstimmungsergebnisses mid des OE 

Wahlergebnisses ist öffentlich. 

1. Ermittelung des Abstimmungsergeb.nisses 
- im AbstimmungSbezirk 

	

§61 	 • 
Unmittelbar • nach der Zählung der Umschläge und Ab-

stimmungsvermerke .ist die Ermittelung und Priibmg des . 
Abstimmungsergebnisses in der Weise vorzunehmen,  dali  ein 
Beisitzer die Umschläge öffnete, die -  Stimmzettel herauE•- 
nimmt und sie dem Wahlvorsteher übergibt, der sie laut vor-
liest und nebst den Umschlägen einem anderen Beisitzer zur i  -¯ 
Aufbewahrung bis zum Ende der Wahlhandlung übergibt 

§ 62 
(1) Ungültig sind Stimmzettel, 
a) die nicht in einem amtlich. abgestempelten Umschlag 

übergeben worden sind; 
b) die in einem mit einem  unzulässigen Kennzeichen ver-
' sehenen Umschlag übergeben warden sind; 

• c) die nicht als amtlich hergestellt erkennbar sind; 	- 
d) SUS»  deren Kennzeichnung  der Wille des Wählers nicht 

unzweifelhaft zu erkennen ist; 
e) denen irgendein durch den Umschlag deutlich fühlbarer 

Gegenstand beigefügt ist; 
f) die mit einem  unzulässigen Vermerk oder mit einem 

. „Vorbehalt versehen sind. 
. (2) „Mehrere in eiriem Umschlage enthaltene Stiinmzettel 
gelten als eine Stimme, sofern sie auf denselben Wahlvor-
schlag lauten-, andernfalls sind sie ungültig. 

§63 , . 
(1) Der Schriftführer verzeichnet in der Zählliste lede 

dem einzelnen Wahlvorsehlage zugefallene Stimme und zählt 
die Stimmen laut. 

(2) Einer der Beisitzer führt gleichzeitig eine Gegenliste. 
Das Muster für. die. Zähl- und Gegenliste ergibt sich aus 
dem Vordruck in der Anlage 4: 	 . . 

) Zählliste und  Gegenliste sind von dem Wahlvorsteher • 
und dem` ,Mitglied des Wahlvorstandes, das die Lisie ge-
führt hat, zu unterzeichnen und der Wahlniederschrift als 
Anlagen beizufügen. 

§ 64 • 
Unmittelbar na-ch Ermittelung deg Abstimmungsergebnisses 

hat der Wahlvorsteher das Ergebnis .dem Bürgermeister auf 
schnellstem Wege mitzuteilen. In diesel- . Mitteilung  sind  die 
Wahlvorschläge einzeln mit der auf sie entfallenden Stirn-, 
menzahl anzugeben. ' 

§ 65 
. (1) Die Stimmzettel,' über dren Gültigkeit oder Ungültig-
keit der Wahlvorstand Beschluß fassen mul3te, sind mit fort-
laufenden Nummern zu 'versehen und der Niederschrift bei-
zufügen. In der  Niederschrift sind die Gründe anzugeben, 
aus derien die Stimmtettel für gültig oder Ungültig erklärt 
worden  sind. 4tOE 
, (2) -Wenn ein Stimmzettel wegen der Beschaffenheit des 
Umschlages für ungültig erklärt worden ist, ist auch der 
Umschlag beizufügen. • § 66 
Ąlle  
• 

Stimmzettel, LIie nicht ,nach § 65 der Wahlnieder- 
sa'arift beizufügen sind, hat der „ Wahlvorsteher in Papier 
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einzuschlagen, den Umschlag mit der Nummer oder son-
stigen Bezeichnung des Abstimmungsbezirkes zu versehen, 
zu versiegeln und  dem. Bürgermeister zu übergehen, der sie 
verwahrt, bis die Wahl endgültig für gültig erklärt worden ist 
oder eine Neuwahl algeordnet•ist., 

§67 ' 
Di  Wählerliste nebst den Wahlscheinen wird dem Bürger-

meister zur Aufbewahrung unter Verschluß übergeben. Die 
Wählerliste darf außer in den gesetzlich zugelassenen Fällen 
anderweit erst dann verwendet werden, Wenn die Wahl 
endgültig f tir gültig erklärt oder eine Neuwahl angeord-

• 
 

net ist. 	. 
§ 68 

'Ober die Wahlhandlung- ist eine Niederschrift (Wahl-
niederschrift) nach dem in der Anlage 5 beigefügten Vor- 
druck aufzunehmen. 

§ 69 	 ' 
' Die Wahlniederschrift Tnit sämtlichen zugehörigen, als 
Anlagen fortlaufend zu numerierenden Schriftstücken ist 
von dem Wahlvorsteher so schleunig dem Bürgermeister 
einzureichen, daß sie spatestens bis zum Mittag des auf den 
Wahltag folgenden Tages bei ihm eingeht. 

a.  Prüfung, Feststellung und'Bekanntmechung 
des Wahlergebnisses im Gemeindebezirk 

§70 	 . 
(1) Der Wahlatisschui3 prüft 'nach den Wahlniederschriften 

die ordnungsmäßige Vollziehting der Wahl, die Berechnung 
der abgegebenen/Stimmen und die Richtigkeit der über die 
Gültigkeit Oder Ungültigkeit von den Wahlvorständen ge-,  
troffenen Entscheidungen  und berichtigt Rechenfehler und 
andere offenbare Unrichtigkeiten, die bei- der Feststellung 
des Abstimmungsergebnisses vorgekommen sind.  Dann  stellt 
er das Gesamtergebnis der Wahl im Gemeindebezirk fest und 
nimmt die Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge vor. 

(2) Die Verteilung der Sitze regelt § 7 Abs. 2 des Gemeinde-
wahlgesetzes. . 	 _ 

(3) 'Ober die Verhandlung ist eine Niederschrift aufzu- 

. 	, 
b) Die Namen der Gewählten tinter Angabe des Keim-
, wortes. 
(2) Vern Tage der Bekanntmachung ab läuft die Frist zur 

Erhebung von Einsprüchen gegen die Gültigkeit der Wahl. 

E. Prüfung der Gültigkeit der Wahl 
§ 74 

Die nue  Gemeindevertretung beschließt über die Ein- 
. 

sprilche - sowie_tiber die Gültigkeit der .Wahl von  Aus wegen 
gemäß § '7 des Gemeindewahlgesetzes. 

§75 
Einsprüche, die gegen die Gültigkeit der Wahl erhoben 

werden, hat der 'Bürgermeister dor neuen .Gemeindevertre-
tang bei ihrem ersten Zusammentreten zur Beschlu,_ßfassung 
vorzulegen.. Der Bürgermeister stellt den Beschluß der Ge-
meindevertretung dem ,Einspruchserheber unverzüglich  nach 
der Beschlußfessung zu; 

76 
Wird die Wahl fin- gültig erklärt, so bedarf es einer noch-

maligen Bekanntmachung des Wahlergebnisses nicht. 
§77 	 • 

Wird die Wahl eines eirizelnen Gemeindevertreters für un-
gültig erklärt, so hat der Bürgermeister geroaa §,9 des Ge-
meittdewahlgesetzes festzustellen, wer als Ersatzmarin nadh-
rückt. §§ 71 bis 73 finden-Anwendung. 

§78 
Wird die ganze Wahl in einzelnen oder allen Abstimmungs- 

. 

bezirken für ungültig erklärt, so hat der Wahlausschuß den 
Tag für die Neuwahl gemäß § 7 Abseti 6 des  Gemeindewahl- 

gesetzes zu bestimmen- Der bilrgermeister hat, Gerund and 
Tag der Neuwahl in ortsüblicher Weise bekannt*eben. 

§79 
Die Neuwahl findet nach denselben Vorschriften statt wie 

die Hauptwahl, _soweit sieh nicht aus den folgend*n. Bestim-/ 
mungen etwas anderes ergibt: 

a) Die Wahlvorstände, der Wahlausschuß, die Abstimrnungc- 
' bezirke, die Wahlräume bleiben unveränd • , soweit 

nicht eine Änderung dem Bürgermeister Ioten er-
scheint.  Änderungen sind in ortsüblicher W e bekannt-
zugeben. Die ,Wahlvorsteher sind hiervon Kenntnis 
zu setzen.  

b) Für die Wahl ist dieselbe Wählerliste zugritladezulegen 
wie bei der Hauptwahl. Sie ist jedoch vorifar zu be-
richtigen „Ind neu auszulegen. Der WahlauS'ShuB setzt 
die  Fristen  und Termine in Anlehnung an die in der 
Wahlordnung gegebenen fest. 

c) Für die Wahl sind neue Wahlvorschläge eintureichen. 

§80 	 • 
Auf die Feststellung des Wahlergebnisses, die yerteilung 

der Abgeordnetensitze, die Bekanntmachung teld Nach-
prüfung des berichtigten WahlergebniSses linden die sonsti-
gen Vorschriften entsprechend Anwendung. 

F. -Allgemeine und Schluilbestimmungen 
§81 

Für :den Begriff des Wohnsitzes im Sinne deq.Gemeinde-
wahlgesetzes und dieser Wahlordnung ist § 7 des Barger-
lichen Gesetzbuches maßgebend. 

§82 
Dem WahlvorStande können für die Ermittelung des Ab- 

•stimmungsergebnisses und die Herstellung der Niederschrif-
ten Beamte oder sonstige geeignete Personen. als Wifsarbeiter 
durch den Bürgermeister beigegeben werden. An der -11e-
sc,hlußfasSung des Wahlvorstandes nehmen die Hllfsarbeiter 
nicht teil. 	 • 	

§ 83 
(1) Die Gemeinden tragen die Kosten der Wahlen und be-

schaffen die Wahldrucksachen. 
; (2) Für die anläßlith der Wahl zu ,den Gemeindevertretun-- 

gen und Kreistagen am 25. April 1948 entstehergden Kosten 
gilt § 96 der Kreiswahlordnung. 

§84 
'Die am 25. April 1948 stattfindenden Wahlen zu den Go-

meindevertrettingen und zu den Kreistagen sind Miteinander 
zu verbinden. Bezüglich der Verbindung der bei Wahlen 
gelten die Bestimmungen der Kreiswahlordnung  Abschnitt  G 
entspreghend. §.85 

Diese Wahlordnung gilt  erstmalig für die am 254 April 1948 
stattfindenden Wahlen zu den Gerneindevertretungen. 

Wiesbaden, am 20. Februar 1948. 
Hessisches Staatsministerium 

Der Minister des Innern 
' 	Zinnkann 

Anlage 1 zur Gemeindewahlordnung 

Gemeinde 	  Kreis 	  
Abstimmungsbezirk 	  (Ortsteil 	 

Wähler-Liste 

Lid. 
1Cr. Zuuatne 

, 
ii"S'aOE 'OEnir-e  

der Gel 

$.. 
1 a 

urt 

Stand 
otter 	Wolt- „ 0. 

Gewrbe  

\'in  d'eer  er-1¯  
folgtea 
6.tisitu.. -  
abiaba 

.14°:d.-  ill  . 3  
g 	:11  

il 	 11  ■ "1.4, p,..12tf 	g 
Der Wahlberechtigten 

4 	I\ 5 	6 7 I 8 j 110 11  I 12 13  i 14 ' 

(Nachtrag an den Schluf3 der Wählerliste, Kopf  wie oben) 

Abgeschlossen mit der Bescheinigung, daf3 die  vorstehende 
Wählerliste nach vorhergehender ortsüblicher Bekannt-
machung vom 12. März bis zum 22. Milcz 1948 zu jedermanns 
Einsicht ausgelegen hat, und daB die Bekanntmachung gernild 
§ 22 -WO erfolgt ist. In die Wählerliste sind   
Wahlberechtigte' eingetragen, deren Nemen nicht gestrichen 
sind. 
	 ,- den 	  19 

Deer Bürgermeister 

	

(Dienstsiegel) 	(Unterschrift) 
• 

nehmen. 	 - • § '71 
(1) Der Wahlausschuß hat die Gewählten von der auf sie 

gefallenen Wahl zu benachrichtigen und sie unter Hinweis 
auf die Bestimmung in  Absatz 2 aufzufordern, sich binnen 
einer Woche nach Zustellung der Nachricht über die An,- 
nahme der Wahl zu erklären. 

(2) Die Wahl gilt als angenommen, wenn innerhalb dieser 
Frist keine Erklärung eingeht. Annahme unter Vorbehalt 
gilt als Ablehnung. § 72 

Wenn 'ein Gewählter die Wahl ablehnt, so hat der Bür-
germeister festzustellen, wer als Ersatzmann gemäß § 9 des 
Gemeindewahlgesetzes  an seine Stelle tritt, und diesen ge-
mäß § 71 zur Erklärung über die Annahme der Wahl auf- 
zufdrdern. 

§ 73' 
(1) Der Bürgermeister macht das 'festgestellte Wahlergeb-

nis öffentlich bekannt. , 
Die Bekanntmachung hat zu enthalten: 
a) Die Zahl der auf die einzelnen Wahlvorschläge ent-

fallenen Sitze. 
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der 
die 

TJnterschrift! des Schriftführers bei 
lVlitgliedes des Wahlvorstandes das 

- 	führt 

des 
ge- 

Gegenliste 
Gegenliste 

(Am Schluß 
Unterschrift des 

Wahlvorschlag 

	

Nr.  	 Nr. 

	

Kennwort 	  Kennwort 

der Listen:) 
Wahlvorstandes 

Wahlvorschlag 

Wiesbaden, den 11. Mari 1948 	Gesetz- und Vereidnungsblatt für das Lind Hessen 
	 " Nr. 6/7/8 ' 

	 „den 	  19 	 
(0):"t) 

Der Bürgermeister 
(Dienstsiegel) „ 	(Unterschrift) 

Anlage 3 zur Gemeindewahlordnung entfällt. 

• Gemeinde 
Abstimmungsbezirk 	  (Ortsteil 	 Nr 	) 

Z ä h 1 - -  • 
Gegen-

Liste  - 

Wahlvorschlag 	 ' Wahlvorschlag 
Nr. 	 .  

	

Kennort 	  

Anlage 4 zur Gemeindewahlordnung 
Kreis 	 

,zettel (Wahlurne) (gestellt.' ,Der Wahlvorstand stellte lest,  dali  
die Wahlurne, den Vorschriften der Gemeindewahlordnung 
entspricht, überzeugte sich, daf3 sie leer war, und schlol3 sie 
durth Auflegen des  Deckels.  Die • Wahlurne  wurde , bis zum 
Schlusse,der Abstiriu-nung kicht wieder geöffnet 	, 

Am Eingang des Wahlraumes ‚'war ein Tisch'zur Ausgabe 
der amtlich hergestellten Stimmzettel aufgestellt worden. 

-  Damit - der Wahlberechtigte seinen Stimmzettel unbeobach-
tet kennzeichnen und in den Umschlag legen konnte, war 
(Beschreibung der AbsonderungSvorrichtun ,g) 	 

. Pie erschienenen Wahlberechtigten begaben sich n.ac 
händigung des  Stimmzettels jeder eirizeln — in den. Neben-
raum an den  Nebentisch» — 1) wo sie den WahlvorsChlag, 
dem sie ihre Stimme geben wollten, unbeobachtet kennzeich-
nen und den Stirnmzettel in den Umschlag legen konnten.* 
Jeder Einzelrie' trat sodann an den Vorstandstisch heran, 
nannte seinen Namen und auf , -Erfordern seine Wohnung 
übergab den 1,1mselilag, sobal  ct der Schriftführer den Namen 
in 'der Wahlkartei — Wählerliste — aufgefunden hatte, dem 
Wahlvorsteher, der ihn sofort uneröffnet in die Wahlurne 

legte. 	. 
Inhaber von  Wahlschein-en  nannten ihren Nainen und über-

gaben den Wahlschein dem Wahlvorsteher, der ihn nach Pril-
fung dein Schriftführer weiterreichte Und sodann den Um-
schlag uneröffnet iii dile Wahlurne legte. - 

Hierbei mußten von dem Wahlvorsteher zurückgewiesen 
werden: ' 

1. weil der wahlberechtigte den Stimmzettel nicht in einem . 
amtlich gestempelten Umschlag abgeben wollte, 
	 Stimmzettel, 

2. weil der Wahlberechtigte den Stimmzettel in einem mit 
einem unzulässigen Kennzeichen versehenen Umschlag 
abgeben wollte, 
	 Stimmzettel, 	• 

3. weil dem Stimmzettel ein von außen cleutlie,h fühlbarer 
Gegenstand beigefügt war, 

Stimmzettel, 

4. weil der Wahlberechtigte sich nicht in den Nebenraum 
oder an den Nebentisch begeben hatte, 

- 	Stimmzettel. „ 

Anlage 2 zur Gemeindewahlordnung - 
_ Wahlschein 

für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde'  - 
	  (Name) am 	 , Zuname: 	 
	  Verneme 	  geboren am 	u 	 
Stand oder Gewerbe: 	 wohnhaft in 
	  Straße und Hausnurnmer, ka 

unter Abgabe dieses Wahlscheines in einem  beliebigen  b-
. stimmungsbezirk der Gerrieincle ohne Einttagung  in  die Wäh-

lerliste oder, Wahlkartei seine Stiinme. abg‚eben. 
Vor dem 1. 9-. 1939 in Hessen angässig, ja / nein. 	 - 

Anlage 5 zur Gemeindewahlordnung 
Gemeinde 	 . Kreis 	  
Abstimmungsbezirk 	 ' (Ortsteil 	 Nr 	) 

.- -Wahlniederschrift 
Verhandelt 	  den 	  

Zu der auf heute anberaumten Wahl zur Gerneindevertretung. 
der Gemeinde  . 	 war 	 , 

in dein 	  Abstimmungsbezir'k Nr. 	 der 

Gemeinde 

	

	  (in • Gemeinden, die e i n e n Ab- 
stimmungsbezirk bilden, ist vorstehende Zeile zu streichen) 

der Wahlvorstand erschienen. Er be- 

steht   als Wahlvorsteher und 
aus 

1: 	  als Beisitzer" usw. 	 °  als 

Schriftführer. 
Der Wahlvorsteher eröffnete die Wahlhandlung inn 	Uhr, 

indem er die Beisitzer durch Handschlag verpflichtete. 	• 

An den Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nahm, 

wurde ein Gdaß mit Deckel zum Hineinlegen der Stimm- 

Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes Wahl- 	---- 

berechtigten, indem er --in der Wahlkartei auf der Karte - • 
des Wahlberechtigten in der dazu bestimmten Spalte —neben 
dessen. Namen in der dazu bestimmten Spalte der Wähler-

hate — 1) ein Kreuz machte und „die abgegebenen Wahl- 
scheine sammelte. 

Der Wahlberechtigte 	  ,der einen 

Diese  Gesamtzahl  _war uni 	  größer/kleiner 1) als 

die Zahl der abgegebenen Umschläger Zur Aufklärung dieser - 

Verschiedenheit, . die sich mich bei wiederholter Zählung 

herausstellte,  dient folgendes:   
	. 	 _ 
Zur Ermittlung  des AbstimmiingsergebnisseS Wurde als 1-1 

. 	

. ilfs- 

arbeiter zugezogen . 	  
Hierauf öffnete ein. Beisitzer die UrnSChläge  einzeln,  nabili  

die Stimmzettel heraus und übergab: sie dem Wahlvorsteher, 

der sie 	vorlas  und einein anderen 'Beisitzer welter- 

reichté, der - sie nach Wahlvorschlägen gesondert bis 'zwm - 

Ende der Wahlhandlung aufb'ewahrte. 	: . 

Nach dem Vorlesen Wurde hinsichtlich jedes gilltigeri 

Stimmzettels festgestellt, für welchen Wahlvorschlag ab-
gegeben Worden war. Jeder derartige Stimmzettel wurde dem 

Wahlvorschlage zugezählt, auf den er lautete. Der Schrift-

führer machte  hierüber  in der Zählliste bei *dem betreffenden 

Wahlvorschlag einen Vermerk und zählte  die,  Stimmen laut  

In gleicher Weise führte der Beisitzer 	  

s). 

- ' Von  •  'Uhr an wurden nur noch die in diesem 

Zeitpunkt senon irrt Wahlraum anwesenden Wahlberechtigten 
zur Stimmabgabe zugelassen. Alsdann, nämlich um 	Uhr 

	 Minuten, erklärte der Wahlvorsteher die-  Abstimmung 
für geschlossen. 	 - - 

(Da .um 	 Uhr kein Wahlberechtigter„ 	im Wahl-. - 

raum anwesend war, erklärte der Wahlvorseher die Abstim-

mung für geschlossen i)• . 
-• Die ‚Umschläge wurden aus  der Wahlurne genommen -arid” 

ungeti'ffnet gezählt. Die Zählung ergab   Stück. ' 
Darauf wurden die in der Wählerliste — Wahlkartei — 1) ge-

kreuzten Namen gezählt, die Zählung ergab: - ', . 
, 	 ' 	Wahlberechtigte. 

Auf Wahlschein haben gewählt 	' Wahlberechtigte, . 	, 
- zusammen: 	 Wahlbereehtigte. 

Diese ' 	

. 

Gesamtzahl der Wähler stimmte mit der Zaht der - ---`- 

abgegebenen Umschläge  überein  i). 	. . 

Wahlschein ausgestellt von 	 am 	 

verwies, mußte Zurückgewiesen werden, wen 



Wiesbaden, den 11. März 1918 	Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land I:lessen 

eine Gegenliste. ZähElsie und  Gegenliste wUrden bejm Schluß 
der Verhandlung von dem Wahlvorsteher und dem Listen-führer unterschrieben und der Wahlniederschrift als Anlage 
Nr.  2) beigefügt: 

Durch Beschluß des Wahlvonstandes wurden OEfür ungültig 
erk.15rt: -  
1. 	  Stimmzettel, weil sie nicht in einem amtlich 

abgestempelten Umschlag übergeben worden waren. An-
lage 	2) 

2. 	  Stimmzettel, weil sie in eifienie mit einem 
unzulässigen Kennzechen versehenen Umschlag übergeben 
worden waren, Anlage Nr 	_ _2) 

3. 	  Stimmzettel, weil sie nicht als amtlich her- 
gestellt erkennbar waren, Anlage Nr 	 

4 	  Stimmzettel, weil aus ihrer Kennzeichnung 
der Wille des Wählers nicht unzWeifelhaft zu erkennen 
war, Anlage Nr 	,  2) 

5: 	  Stimmzettel, weil ihnen ein durch den Um- 
schlag deutlich fühlbarer Gegenstand beigefügt war, 
Anlage Nr 	2) 

6. 	  Stimmzettel, weil sie mit einem unzulässigen 
Vermerk oder "mit einem Vorbehalt versehen waren, 
Anlage Nr 	2) 

Ferner mußten außer Berücksichtigung gelassen werden: 
7. 	  Stimmen, weil in einem Umschlag mehrere 

auf verschiedene Wahlvorschläge laatende Stimmzettel 
enthalten waren, Anlage Nr 	 
Gesamtsumme von Nr. 1--17 (für ungültig erklärte Stimm- 

zettel und- auBer Berücksichtigung gelassene Stimmen) 	 
Mehrere gleichlautende Stimmzettel befanden sich in 	 

Umschlägen und wurden als je eine Stimme gezählt,9. 
Dagegen rafCirden diè nachbezeichneten Stimmzettel, hin- c  

Sichtlieh erer sieh die nachstele&nden Bedenkeza ergeben 
haben, aus folgenden Gründen durch Beschluß des Wahl-
Vorstandes für gültig erklärt: 
1. Stimmzettel Nr 	2) Bedenken. 	  Gl-Linde 
- der Gilltigkeitsefklärung 	  

2 	 3. 

Gesamtsumme der gültigen Stimmen 
Gesamtsumme der fir  ungültig erklärten 
Stimmzettel und der aufler Berücksichti- 
gung gelassenen Stimmen 	  e ., 
Gesamtsumme ' der abgegebenen) Stimmen 	 
Diese Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen stimme mit der Zahl der abgegebenen Umschläge überein). 
Diese Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen war um 

  kleinerigeößer ') als die Zahl der abgegebenen Umschläge. 
Zur Aufklärung dieser Verschiedenheit, die „sich auch bei 

	

wiederholter Zählung herausstellte, dient folgendes 	 

Nachdem der Wahlvorsteher dieses Ergebnis verkündet 
hatte, wurden alle Stimmzettel, die nicht dieser Wahlnieder-schrift beigefügt sind, versiegelt und dem Bürgermeister zur Verwahrung zugeleitet. Es • wird festgestellt,  dali  in der Wählerliste (Wahlkartei) 1 ) des A.bstimmungsbezirks insge-sami L  Wahlberechtigte  eingetragen  sind, und 
daß   Wahlscheine abgegeben wurden. Die 
Wählerliste (Wahlkartei) l) sowie die Wahlscheine wurden 
dem Bilrge.rmeister zur Aufbewahrung unter Verschluß über. 
geben_ - 

Diese Verhandlung wurde vorgelesen,. von dem -Wahlvor-. steher, den Beisitzern und dem schriftführenden Beisitzer genehmigt und wie folgt vollzogen: 
Der Wahlvorsteher. 	Die Beisitzer. • Der schriftf. B_eiitz_er.. _ 

'l Das Unzutreffende ist zu streichen. 	 a' • 
2) Die Nummern der Anlagen sind einzusetzen. 
3) wird durchstriehen, wenn der Fall' nicht vorgekommen ist.  

Gesetz 
zur vorläufigen Regelung der Wahlen in den 

Landkreisen 
(Kreiswahigesetz) 

vom 11. Februar 1048 
Der Lan,dtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hier-mit verkündet wird: 

§1  • Dieses Gesetz regelt ¿as  Verfahrene fili. die Wahlen zu den Kreistagen und für die von den Kreistagen yorzunehmenden 
Wahlen sowie einige Vorschriften des Kreisverfassungsrechts. 

§2 
(1) Die Kreistage aller Landkreise sind neu zu wählen., (2) Die Wahldauer der Kreistage beträgt vier Jahre. _ 

§3 
. Die Zahl der Kreietagsabgeordneten beträgt in Kreisen mit 40 000 oder weniger Einwohnern 25. Sie erhöht sich in Krei-sen mit mehr als 40 009 für jede angefangenen weiteren 5000 Einwohner um je einen Kreistagsabgeordneten. 

§4 
(1) Die Kreistagswahlen finden auf Grund des allgemeinen, gleichen, geheimen und unmittelbaren Wahlrechts nach den Grundsätzen der VerhäitniswahI statt. (2) Jeder Wähler  at eine Stimme. 
(3) Jeder Kreis bildet einen-  Wahlbezirk, der  sich  In Ab-stimmun,gslaezirke gliedert. 
(4) Die Wahlvorschläge werden für den Kreis aufgestellt (Kreiswahlvorschläge). Elsie Verbindung von Kreiswahlvor-schlägen ist unz.ulässig. 
(5) Zur Einreichung von Wahlvorschlägen sind die im Landesrnaßstab zugelassenen politischen Parteien berechtigt. Auch Gruppen von Wählern können Wahlvorschläge ein-reichen. Sie müssen alle,Voranssetzungen erfüllen,  die Air die, Zulassung politischer Parteien gelten. Die Wahlvorschläge solcher Gruppen müssen von 2 Prozent der Wahlberechtigten, rnindestens ?ber von 500 Wahlberechtigten unterschrieben sein. (6) bie Einzelheiten der Wahl regelt die Wahlereinung. . 2. Wie vor usw. 

Die sämtlichen vorbezeichneten Stiminzettel, hinsichtlich 
derer es einer Beschlul3fassung des Wahlvorstandes bedurft 
hattê;wurden mit fortlanfenden, den vorstehend angegebenen 
entsprechenden Nummern versehen und der Wahlnieder-

, schrift beigeftigt.' 
Von den-  tiltigen  Stimmen wurden. abgegeben .für 

Lfd. Bezeichnung des Wahlvorschlags mit 
Nr.' i Angabe der Partei oder des Kennworts . 	, 

,L 
Zahl der 

, Stimmen 

,r 

(1) Wahlberechtigt sind alle  Manner und Frauen deutscher Staatsangehörig,keit, die des - 21. Lebens'ehr vollendet  haben  und seit tinunterbrochen sechs Monaten im Kreiigebiet woh-nen oder die früher dort wohnten und nach ihrer Evakuie- . 	_ 
rung oder aus der Kriegsgefangenschaft dorthin zurtickge-eeekehrt sind. Aus der Kriegsgefangenschaft entassene Manner tind  Frauen,  die  sich an den Wohnort ihrer Familie (Ehe- gentile, Kinder, Eltern) begeben ' habe, sind dort wahl-berechtigt, wenn diese Familienangehbrigen seit ununter-
benkeneaeehe Monaten im Kreisgebiet wohnen. Als deutsche 'Staateaerigehtieigeegeltep fur diese Wahl die Personen, die mssseee:41:egendgenerrt. Zeitpunkt vor dem 8. Mai  1945 die Reichsangehörigkeit besessen und seither keine andere Staatsangehörigkeit erworben haben, auch wenn sie die Reichsangehörigkeit etwa auf Grumi von nations Isozia- 

listischen Gesetzen verloren habefi sollten, 
b) frillier Angehörige der .deutscheri Minderheiten außer-halb  Deutschlands waren. 
Personen, die in mehreren Kreisen ihren Wohnsitz haben, sind nur in  dem Kreis wahlberechtigt, in dem sie sich über-wiegend aufhalten. Für die Altersverausseizung und die An-. wesenheitsvoraussotzung ist der  Wahltag me3gebend. • (2) Nicht wahlberechtigt ist 

. ' a) wer entmündigt iet oder unter.  vorläufiger Vormund-
schaft oder wegen geistiger Gebrechen unter Pfleg-
schaft steht; 

b) wer nicht im Vollbesitz der  staatsbürgerlichen Rechte - 	ist; 	. 
c) wer  au! Gtund des  Gesetzes zur Befreiung von Natio-nalsozialismus und Militarismus vom 5. März 1946 durch 

Spruchkarnmerentscheidung rechtskräftig in die Gruppe ' der Hauptschuldigen oder - der Belasteten eingereiht worden ist; 
d) wer ' durch Spruchkammerentscheidung rechrsk.liftig in die Gruppe der Minderbelasteten eingereiht worden ist, wenn die Entziehung des Wahlrechts im Spruchkam-

merbescheid ausdrücklich angeordnet 1st. 
Ferner ist nicht wahlberechtigt, solange eine rechtskräftige 

Spruchkammerentscheidung, ein Einstellungsbeschluß 
(Ainnestiebescheid) oder ein Nichtbe(roffenenbescheid noch 
nicht vorliegt, 

e) wer nach Teil A (Klasse I und II) der Liste, die dem. Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialierinis und 
Militarismus vein, 5. März 1946 als Anlage beigefügt ist, als Hauptschuldiger oder Belastetet. gilt. ' 
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(1) Zur AuStibung des Wahlrechts ist die Eintragung in die rech•sgilltig festgestellte Wählerliste ociek die Erteilung eines Wahlscheines erfofilerlich. • 
' (2) In die Wählerliste ist einzutragen,. ',Ner -gemäß § 5 wahlberechtigt ist. Eine Abschrift der Wählerliste ist vom 1. bis zum 22. März. 1948 einschließlich täglich öffentlich 
auszulegen. Bei der Festsetzung der Auslegezeiten hat der Btirgermeister Vorsorge zu treffen,  dali  jedem Wahlberech-tigten die Möglichkeit zur Einsicht in die Wählerliste ge-
geben ist. Beschwerden sind während der Auslegun•sfrist bei dem Bürgermeister anzubringen. Der Bürgermeister gibt .  Ort , und Zeit der Auslegung öffentlich bekannt und weist auf die bis zum 22. März 1948 laufènde Beschwerdefrist hin. Jeder Wähler, dem bekannt iss, daß eine nach § 5 Abs. 2 nicht wahlberechtigte Person in die Lisie eingetragen ist °dender die Wählerliste für ;unvollständig hält, istyzur, Eiii-legung der Beschwerde berechtigt. Das Beschwerdever-; 
fahren regelt die Wahlordnung. 

- (3) Einen Wahlschein erhält auf Antrag: 
I. ein Wahlberechtigter, der in die Wählerliste ein- ' getragen „ist, wenn er 	, 

I. sich am Wahltag während der Wahlzeit aus zwin-
, genclen 'Gründen außerhalb seines Abstimmungs-

bezirks aufhält, 
' 2. nach Ablauf der BeschwerdefriSt seine  Aufent-halt  in einen anderen Abstimmungsbezirk verlegt; 
II. ein Wahlberechtigter, der nicht in die Wählerliste 

eingetragen ist, wenn 
1. bei den im § 5 Absatz 2a, b und e genannten Per-sonen der Grund für»  den Ausschluß vorn Wahl-recht vor dem Wahltage weggefallen ist, 

2. seinem Einspruch erst nach Abschluß der Wähler-
lisie stattgegeben -  ist, 

3. der Grund für die Behinderung in der Ausübung 
des Wahlrechts nach Ablauf der Beschwerdefrist 
weggefallen ist, , 

4. er vom Evakuierungsort oder 	 der Kriegsge- 
fangenschaft nach. Ablatif der Bescwerdefrist zu-
rückgekehrt ist 

§ 7 
(1) Das Wahlergebnis ist vein Wahlausschuß-  festzustellen und vom Landrat öffentlich bekarintzugeben. 
(2) Werden „mehr als zwei Wahlvorschläge eingereicht Und 

entfallen auf einen davon weniger  als 5 v. H. der gültig 
abgegebenen Stimmen, so werden  diesem» Wahlvorschlag 
keine Sitze zugeteilt.  lin übrigen sirid die nach § 3 zu ver-
teilenden Sitze auf die Wahlvorschläge nach der Reihenfolge der Höchstzahlen zu verteilen; die sich durch Vollrechnung,. 
Halbteilung, Drittehing, Viertelung Usw. der auf die Wahl-vorschlage entfallenden Stimmenzahl ergeben. TYber die Zu-teilung des letzten Sitzes oder. der letzten „Sitze entscheidet 
bei gleicher T-löchtszahl das Los. . 

(3) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberech-
tigte binnen zwei Wochen nach der Bekanntmachung bei dem 
LIndrat Einspruch erheben. 	 . 

' (4) Der neue Kreistag hát• über die Einsprüche sowie über 
die Gültigkeit der Wahl yon Amts wegen in folgender Weise 
zu beschließen: 

(3) Wählbar sind die nach den Absätzen 1 und 2 Wahl-berechtigten, die das 25. Lebensjahr vollendet haben, mit folgenden Einschränkungen: 
a) Minderbelastete sind auch nach Fortfall der durch die Spruchkammer etwa angeordneten Entziehung des Wahlrechts nicht wählbar: 
b) Personen, fur die noch- Aeine rechtskräftige Spruch-ka,mmerentscheidung vorliegt und die zu irgendeiner 

Zeit Mitglieder der NSDAP oder, einer ihrer Gliede-rungen (ausgenornmen. Hitlerjugend — HJ und BDM) waren, sind nicht wählbar.  
c) Bedienstete deg Landratsamtes'und-der.KreisverwaltUng s  &&d wählbar. 
(4) Behindert in der Ausübung ihres Nhlrechts sind 
a) Personen, die wegen Geisteskrankheit oder Geistes-schwäche in einer Heil- wid Pflegeartstalt untergebracht 'sind, ferner Straf- und Untersuchungsgefangene sowie Personen, die infolge gerichtlicher Anordnung ner infolge -Haftbefehls einer Spruchkarnmer in Verwahrung gehalten werden; 
b) wer. von der Militärbehörde verhaftet _ist oder gegen wen ein persönlicher oder. allgemeiner gerichtlicher 

' Haftbefehl vorliegt, es sei denn, daß er aus  der Haft entlassen ist. ' 
(5)  Wahlberechtigung lind Wählbarkeit gehen , verloren, , wenn eine ihrer Voraussetzungen wegfällt. 

§ 

§8 
Fällt .e in e Voraussetzung der Wählbarkeit während der 

Wahlzeit fort, so scheidet der Kreistagsabgeordnete aus dem 
Kreistage aus. Darüber, ob dieser Fall vorliegt, beschließt 
im Streitfalle der Kreistag. Gegen den Beschluß steht dem 
Kreistagsa•bgeordneten binnen zwei Wochen die Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren zu. Die  Klage  hat keine auf- „- 
schiebende Wirkung, jedoch tritt der Ersatzmann gemäß 
§ 9 nicht vor endgültiger rechtskräftiger EntscheicNig ein. 

§9 
Wenn ein Kreistagsabgeordneter die Wahl ablehnt oder 

vor Ablauf der Wahlzeit ausscheidet oder wenn die Wahl eines 
 so  einzelnen Kreistagsabgeordneten für ungültig erklärt 

trittna er 	chste noch nicht zum Kreistagsabgeord- 
- neien 	berufene Bewerber an seineStelle, 	sei denn, daß die noch wahlberechtigten  Unterzeichner  des Wahlvor-

schlages Mit einfacher Mehrheit eine andere Reihenfolge 
beschließen. Die Änderung muß dem Kreisausschuß bis zum 
Ablauf von. zwei Wochen mitgeteilt werden., nachdem die 
Erledigung der Stelle in den amtlichen Blättern des Wahl-
bezirkes bekanntgemacht worden ist. Die Feststellung des 
Ersatzmannes erfolgt durch den Kreisausschuß.' Auf die Be-
kanntmachung und die Nachprüfung der -Feststelhing finden 
die Vorschriften des § 7 Absatz 8 entsprechend Anwendung. 
Ist die Bewerberliste des Wahlvorschlages erschöpft, so be-" 
stimmen die noch wahlberechtigten Unterzei'chner des Wahl- 
vorschlages den Ersatzmann durch Wahl mit einfacher 
Stimmenmehrheit. 

§ 10 
Nach Ablauf der Wahlzeit  üben  die bisherigen Mitglieder 

des Kreistages dhre Tätigkeit • bis -  zum Zusam:mentritt des 
neugewählten Kreistages aus. 

§11 
(1) Wahlen durch llen» Kreistag werden, wenn" niemand 

widerspricht,  durch Zurtif, sonst durch 'Abgabe von Stimm-zetteln vollzogen. Die Wahl des  Landrat S erfolgt in jedem Falle  in schriftlicher und geheimer Abstimmling. 
(2) Bei der Zettelwahl. wird, wenn mehrere gleichartige 

unbesoldete Wahlstellen zu besetzen siid, in einem Wahl-
gange nach den Grundsätzen, der  Verhältniswahl,  in allen 
anderen Fallen für jeden Fall in besonderem Wahlgange 
nach Stimmenmehrheit abgestimmt: 

(3) Wird  nach  den Grundsätzen der' Verhältniswahl abge-
stimmt, so gilt § 7 Absatz 2 Satz 2 und 3 entsprechend:. 

(4) Wird nach Stimmenfnehrheit abgestimmt, so ist der-,  
jenige gewählt, für den' mehr als die Hälfte der gültigen - 
Stimmen abgegeben. ist. Wird 	Ergebnis im ersten Wahlgange nicht  erreicht und sind Stimmen auf nicht mehr als vier Personen -gefallen, so findet zwischen ' den zwei . 
PerSonen »  die die meisten Stimmen erhalten haben, eine 
Stichwahl-statt. Ist im ersten Wahlgah.ge keine absolute " 
Mehrheit erreicht und sind Stimmen auf  mehr  ale vier Per-
sonen gefallen, so findet eine ,  Zwischenwall statt; sie ist auf die -vier Personen zu beschränken, die im ersten Wahl-
gange die meisten Stimmen erhalten haben. Wird such bei 
der Zwischenwahl keine absolute Mehrheit eligeicht, 
findet- eine Stichwahl zwischen den zwei Personen  statt, 

;„ 	lhandlung Unregelmäßfg- -  " keiten vorgekommen sind,, die auf das Wahlergebhis von , Einfluß gewesen sein können, so ist die  gane  Wahl für urigültig zu erklären;_ - c) wird die Feststóllung des Wahlergebnisses für unrichtig erachtet,  te Fęststellun»g aufzuheben und eine neue Feststellung des Wahlergebnisses artzuordnen. (5) Gegen den Beschluf3 des neuen Kreistages steht-dem, • der den Einspruch erhoben hat, und dem, dessen Wahl für ungültig erklärt ist; binnen: „mei Wochen die Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu. Eine Klage, die infolge  Zu-rückweisung des Einspruchs erhoben wird, dart mit ihrem Antrage nicht über den Einspruchsantrag hinausgehen. 'Die Klage hat aufschiebende Wirkung, es sei denn, daß die Wahl für gültig oder -nur gemäß Absatz 4a für ungültig 'erklärt - worden ist. Im letzteren Falle tritt der Ersatzmann gemäß § 9 Satz 1 nicht eher ein, als der Beschluß unanfechtbar ge- . 
worden '-,oder" lin Verwaltungsstreitverfahren rechtskräftig 
bestätigt ist. 

(6) Lst die  ganze  Wahl für ungültig érklärt,Ao hat binnen 
, 

längstens drei -Monaten eine Neuwahl stattzufi,nden. 	• (7) Ist die Feststellimg des Walilergebnisses  aufgehoben, so hat der Wahlausschuß das Wahlergebnis nach den Grund-sätzen der endgültigen EntScheiclung neu festzustellen. : (8) Auf die Bekanntinachun,g und die; Nachprüfung des berichtigten Wahlergebnisses (Absatz 7) finden die „Vorschrif-ten der, Absätze I-5 und 7 Anwendung: 

a) wird die Wahl eines oder mehrerer' GeWählten wegen 
Mangels der Wählbarkeit für ungültig erachtet, so ist - nur die Wahl dieser Pevsonen für ungültig zu erklären; „ b) wird für festgestellt erachtet, daß bei der Vorbereitung der W 	erei l cer Wa h 

• 
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die bei der Zwisehenwahl die meisten  Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vorn Vor-

sitzenden 'ai ziehende Los dartiber, wer in die Zwischenwahl 

oder die Stichwahl zu bringen oder wer im letzten Wahl- 

gange gewählt ist. 
(5) Bei Wahlen und Abstinunungen zählen Stirnmenthaltun- 

gen und ungültige Stimmen mit zur Feststellung der Be-

schlu13fähig,keit, nicht aber zur Berechnung , der Melarheit. 

(6) Im übrigen wird das Wahlverfahren durch die G-e- 
schäftsordnung geregelt. § 12 

Eine vow -Kreistage vorgenommene Wahl verliert vor Ab-

lauf der festgesetzten Wahlzeit ihre Wirksamkeit durch Weg-
fall einer  Voraussetzung  der Wählbarkeit oder durch nach-

- träglichen Eintritt oder durch nachträgliche Feststellung 
eines Ausschließungsgrundes (§ 5 Absatz 2 und 3). 

§13 
(1) ,Das Ausscheiden einer vom Kreistage gewählten Per-

"'Son aus ihrem Amt wird soweit nicht gesetzlich eine andere 

§ 21 ' 
Der Minister dés Innern erläßt die Bestimmungen zur 

Ausführung 'dieses Gesetzes, insbesondere die Wahlordnung. 

_ 	 §22  

Das Gesetz tritt mit der Verktindung in Kraft. 
Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind 

gewahrt. 
Wiesbaden, den 11. Februar 1948 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident 	 Der Minister des Innern 

Stock 	 Zinnkann 
• 

Gesetz 
vom 	Marz 1948 

zur Abänderung des Kreiswahlgesetzes 
vom 11. Februar 1948 

das hier- 

aber-von 500 Wahlberechtigten, unterschrieben sein.' 
Die vedassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind 

gewahrt. '4' 
Wiesbaden, am 10. Marz 1948 

_ 	Hessisches Staatsministerium 
Der Ministerp-räsident: 	 Der Minister des Innern: 

Stock 	 ZInnkann 

z _Wahlordnung 
lir die Wahl zu den Kreistagen 

voila 20. Februar 1913 

A. Wahlleitung 
1. De'r  Landrat  

§1 	 q 
Der Landrat leitet das Wahlgeschäft für den Kreis. Er hat 

Insbesondere folgende Aufgaben: 
a) die Zahl der zu wählenden Kreistagsabgeordneten fest-

zusteLlen; 
b) die Abstimmungsbezirke zu bilden, soweit es sich nicht 

um Städte handelt; 
c) fili- jeden Abstimmungsbezirk den Wahlvorsteher und 

einen Stellvertreter des Wahlvorstehers zu ernennen, so-
. weit 

 
einen, 

	der Bürgermeister Wahlvorsteher und der ge- 
setzliche Stellvertreter des Bürgermeisters Stellvertreter 
des Wahlvorstehers ist; 

d) den Tag zu bestimmen, von dein an die  Wählerlisten  aus-
zulegen sind; 	

, 

e) die Zusammensetzung des Wahlausschusses bekanntzu-
geben; 

, f) zur Einreichung von Wahlvorschlägen bei dem Voi.7 
sitzendea des Wahlausschusses aufzufordern; 

g) die vom Wahlausschuß zugelassenen Wahlvorschläge be-
, kanntzugeben .  

h) die Stimmzettel amtlich '-herzustellen sowie die Um-
schläge amtlich zu liefern und' den  Gemeindevorständen 
zur -Weitergabe - an, die Wahlvorsteher zu überwdisen; 

i) das festgestellte `Wahlergebnis öffentlich bekanntzugeben; 
k) die Gewählten von der auf sie gefallenen Wahl zu be-

nachrichtigen; 
1) Einsprüche gegen die Gültigkeit der Wahl dem Kreistage 

zur Beschlußfassung vorzulegen; 
ro) die Entscheidungen im Wahlprüfungsverfahren auszu-

führen und  gegebenenfalls eine Neuverteilung der Abge-
- 	ordnetensitze vorzunehmen. 

2. Der  Bürgermeister 
§2 

(1) Der Bürgermeister hat auch für die Wahl zum Kreis-
tage das örtliche Wahlgeschäft mit folgenden Aufgaben: 
a) die Wählerliste aufzustellen; 
b) die Wählerliste auszulegen Mid die Auslegung bekannt-

zugeben; 
c) Beschwerden gegen die Wählerliste entgegenzunehmen 

und dem Wahlausschuß vorzulegen;» 
d) die Wählerliste abzuschlieBen und dem Wahlvorsteher zu 

ilbersendeń ; -  

> 	§15 , 	. 
(1) Die Wahlzeit der amtierenden Landräte endet am 

30. Juni 1948. Die Neuwahl erfolgt durch die gewählten 
- Kreistage. Die neuen Wahlen haben bis spätestens 30. Juni 

1948 stattzufinden. 
, (2) Wählbar zu Landräten 'siad die nach § 5 dieses Gesetzes 

zum Kreistage wählbaren Personen mit folgenden Mall- 
gaben: - 

a) die Anwesenheitsvoraussetzung entfällt, 
-,13) Mitläufer sind nicht wählbar, 

„ c) Bedienstete des Landratsamtes nrict der Kreisverwal- 

	

sind wählbar. 	§ 16 • 
Wählbar zu Mitgliedern des Keisaussehusses, zu Kreis-

deputierten, Kreisamtmännern und Vertretern und Mitglie-
dern von Kreiskommissionen sind die nach § 5 dieses Ge-
setzes zum Kreistage wä.hlbaren Persqnen -mit folgenden 
Maßgaben: , 

a) Ws Kreisamtmänner und ihre Vertreter entfällt die An-
wesenheitsvoraussetzung, 

b) zu Kreisdeputierten und Kreisausschußrnitgliedern kön-
nen Bedienstete des Landratsamtes und der Kreisver-
waltung nicht gewählt ,werden. 

Wer 	 §17 
1. eine falsche eidesstattliche Erkfärung über die* Vorau-

setzungen seines Wahlrechtes abgibt oder 
2. in mehreren Gemeinden wählt, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 

§18 
(1) Das Kreistagswahlgesetz vom 7. März 1946 (G-VI31. S. 78) 

wird aufgehoben, ebenso § 18 Absatz 2 und § 21 Ziffer  ď  der 
• Kreisordnung vom 24. Januar 1946 (GVB1. S. 101). 	- 

(2) Der § 28 der  Kreisordnung  yen' 24. Januar 1946 (GVBI. 
■ 	1946 S. 101) erhält folgende Fassung: 

„Mitglieder des Kreistages, des Kreisausschusses und der 
Kreiskominissionen ,dürfen an -Verhandlun,gen ,iiicht tell- 

,- nehmen, wean hierbei ihr privates  Interese  oder das  ihrer 
Verwandten odet  r Verschwägerten bis zum Zweiten Grad 
oder ihre dienstliche Tätigkeit berührt wird." 

§19 
Die Versorgungsansprüche  dr nichtwiedergewählten 

- 'Landräte und Kreisamtmänner werden  durch ein besonderes 
Gesetz geregelt. § 20 

Der Minister des" Innern wird ermächtigt, die Wahlen zu 
den Gemeindevertretungen turd Kreistagen, die am 25. April' 
1948 stattfinden, miteinander zu verbinden. 

(1) Die  vom Kreistage vorZuiaehmenden Wahlen erfolgen, 
soweit nicht gesetzlich etwas, anderes bestimmt ist oder es 
Sich uni einmalige Aufträge handelt, auf, .elie Dauer der 
Wahlzeit des zu wählenden Kreistages: 

(2) Die Wahlzeit -der Landräte und der Kreisanitmänner 
betiqgt Sachs Jahre. 	 - 

f3) Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die bisherigen Land-
rate, Kreisausschußrnitglieder, Kreisdeputierten, Kreisaimt-
männer und Mitglieder der Kreiskommissionen bis zur Ein-
führung ihrer Nachfolger im Amt. 

Stelle zuständig ist; von d
,
em Kreisausschuß f estgestellt. In dem 

Beschluß  it gleichzeitig festzustellen, wer als Stellvertreter 	Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, 

(Ersatzinanii) nachrückt. 	- 	 mit verkündet wird: 

(2) Gegen den Beschluß steht demjenigen, dessen Aus- 	 _ 	Einziger Paragraph 

scheiden festgestellt ist, binnen zwei Wochen die Klage im 	§ 4 Abs. 5 des Kreiswahlgesetzes erhält folgende Fassung: 

VerN,valtungsstreitverfahren zu. 	 .. 	„Die politischen Parteien sind berechtigt, Wahlvorschläge 
für die Bezhire einzureichen, für  die sie zugelassen sind. - . (3) Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Währen  ren 

der Dauer des Verfahrens tritt der Stellvertreter (Ersatz- Demokratische Gruppen von  Wählern können gleichfalls 

mann) 'vorläufig ein. 	 Wahlvorechläge einreichen. ble Wahlvorschläge .solcher 
14 	 Gruppen müssen von 2 (lc der  Wahlberechtigten, mindestens 
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e) die Wahlscheine auszustellen und in Fallen, in denen die 
Entgegennahme von Anträgen auf Ausstellung von Wahl-
scheinen schon am zweitletzten Tage vor dem Wahltag 
geschlossen wird, die Schließung der Wahlscheinausgabe 
bekanntzugeben; 

f) die Wahlräume zu bestimmen; " 
Abstimmungsbezirke zu bilden, soweit e§ sich um 

Städte handelt, sowie die Abgrenzung der Abstimmungs-
bezirke, die Bestimmung der Wahlräume  und  Tag und 
Stunde der Wahlhandlung bekanntzugeben; 

h) die f tir die Einreichung der 'Wahlvorschläge • erforder-
lichen Bescheinigungen auszustellen. 

(2) Der Bürgermeister kann mit der Führung der laufen-
den Wahlgeschäfte einen Beigeordneten oder einen Ge-
meindebeamten beauftragen. 

(3) Filr alle dem Bürgermeister im Wahlgeschäft obliegen.- 
den Bekanntmachungen gilt als ortsübliche Art der Be-
kanntmachung auch der öffentliche Anschlag. 

3. Der Wahlaussehull 
OE 	 § 3 .  

1 	(1) .  Für den Kreis wird ein Wahlausschuß gebildet, der 
a) über die Beschwerden gegen die Wählerliste  entscheidet; 
b) über die Zulassung der bei seinem Vorsitzenden einzu-

reichenden Wal_vorschläge beschließt; 
c) das Gesamtergébnis der Wahl im Landkreise feststellt; 
d) die Verteilung der Sitze vornimmt. 

(2) Vorsitzender des Wahlausschnsses ist der Landrat. 
(3) Zur Bildung des Wahlausschusses beruft der Vor-

sitzende Vier oder sechs Wahlberechtigte des Kreises zu Bei-
sitzern und verpflichtet sie durch Handschlag: Fr& jeden 
Beisitzer wird ein weiterer Wahlberechtigter als, SteLlver-
treter berufen und bei seinem Eintritt in gleicher Weise 
verpflichtet. ber Stellvertreter hat bei Verhinderung oder 
beim Ausscheiden des Beisitzers für ihn, einzutreten. 	. - 

(4) Die Beisitzer und ihre Stellvertreter müssen ans den 
verschiedenen im Kretse vertretenen Parteien und  Wähler-
gruppen auf .  deren Vorschlag berufen werden. , 

(5) Vertrauensmänner für Wahlvorschläge und deren Steil, 
vertreter können nicb,t Beisitzer oder Stellvertreter im Wahl-.  
ausschuß sein. 

(6) Die Namen , der Mitglieder des Wahlausschusses und 
ihrer Stellvertreter sind mom Landrat öffentlich bekannt-
zugeben. 

(7) Die Mitglieder des  Wahlausschusses erhalten keine 
Vergütung. 

' § 4 
Zu den Verhandlungen des Wahlausschusses hat der Vor-

sitzende einen Schriftführer zuzuzielLen, der in . gleicher 
Weise wie die Beisitzet' verpflichtet wira ,  aber kein Stimm 
recht im Wahlausschuß hat. 

§5 
Der Wahlausschuß ist beschluf3fähig, weim. auger, delii  -

Vorsitzenden oder ,seinem Stellvertreter mindestens die 
Halfie der Beisitzer oder Stellvertreter anwesend ist. Er be-
schließt • mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stinime- des Vorsitzenden. ' 

4. Der Wahlvórstand 

(1) Für' jeden Abstimmungsbezirk, gegebenenfalls für jeden 
Wahlraum und Wahltisch, ernennt der Landrat aus den 
Wahlberechtigten einen Wahlvorsteher und einen Stellver-
treter des Wahlvorstehers. In Gemeinden, die nur einen Ab-
stimmungsbezirk , bilden und in denen eine Teilung der 
Wählerliste oder eine nach .dem Geschlecht der Wahlheregh-
tigten getrennte Aufstellung nicht erfolgt ist, - ist der Bürger-
Meister Wahlvorsteher, der gektzliche Stellvertreter des 
Bürgermeisters "Stellvertreter des Wahlvorstehers. 

(2) Wahlvorsteher beruft aus den -  Wahlberechtigten 
des AbStirnmungsbezirks, für den er bestellt ist, drei bis 
sechs Beisitzer 'und einen Schriftführer. Er mull  dabei die 
verschiedenen Parteien und Wählergruppen berücksichtigen. 
Der Schriftführer " kann t auch aus den Wahlberechtigten 
eines anderen Abstimmungsbezirks genommen werden; im 
Filie vorübergehender Behinderung _ wird er durch einen 
Beisitzer Vertreten. 

(3) Der  Wahlvorsteher,  sein Stellvertreter, die Beisitzer 
und der Schriftführer 'bilden den Wahlvorstand. Sie erhal-
ten keine Vergütung. 	• 

§ 7 
(1) Der' Wahlvorstand tritt auf Einládung durch  den Wahl-

vorsteher •  am Wahltage z u 'Beginn der . Wahlhandlung im 
Wahlraume zusammen. 

(2) Der WahlVorstand ist bei Anwesenheit von wenig-
stens vier Mitgliedern, unter denen sich stets der Wahlvor-
steher oder sein Stellvertreter befinden mu13,, beschruf3fähig. 
Er beschließt mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleiehheit 
entscheidet  die Stimme' des Vorsitzenden. 

§ 8 
Der Wahlvorstand führt die Wahlhandlung im Abstim-

mungsbezirk durch und stellt des -  Abstimmungsergebnis  mí  
Abstimmungsbezirk fest. 

B. Wa,h1vorbereitung 
1. Bildung der Abstimmungsbezirke 

. 	 § 9 
(1) Jeder Kreis wird in Abstimmungsbezirke geteilt, wo-

bei die Grenzen der Gemeindebezirke tunlichst innezuhal-
ten sind und davon auszugehen ist, daß allen Wahiberech.- 
tigten die Teilnahme an der Wahl möglichst zu erleich-
tern ist. 	, 

(2) Keiri Abstimmungsbezirk soll mehr als 1500 Wahlbe-
.xechtigte umfassen. • Größere Gemeinden sind in mehrere 
Abstimmungsbezirke zu teilen. 

(3) Die Abstimmungsbezirke 'dürfen jedoch nicht so eng 
begrenzt werden,  dali  das Wahlgeheimnis gefährdet werden 
könnte., 

' 	2. Wählerliste und Wahlseheine 
a) Allgemeines 

-§ 10 
Für jeden . Abstimmungsbezirk ist durch den Bürger-

meister eine Liste der nach § 5 des Kreiswahlgesetzes Wahl-
berechtigten (Wählerliste) si rechtzeitig aufzustellen, -daß 
sip am 12.  März 1948 öffentlich auSgelegt werden kann. - 

• 	 § 11 	 - 
(1) Die Wählerlisten sind in der Art anzulegen,  dali  die 

Straßen nach der alphabetischen Reihenfolge ihrer Namen 
oderclie Ortsbezirke nach der Reihenfolge ihrer gummern 
oder 'Buchstaben, innerhalb der Straßen oder Ortsbezirke die 
Hauser nach ihren Nummern und innerhalb jedes Hauses 
die Wahlbprechtigten eingetragen werden.' Die Listen haben . 

und Vornamen, Alter ',sund Wohnung der Wahlbereehtig-
ten zu enthalten. Ver der Eintragung jeder "einzeinen Per-
son ist ihr Wahlrecht nach § 5 des Kreiswahlgesetzes genau 
zu prüfen. 

' (2) Die Listen können auf Beschluß des Wahlausichusses - 
auch in alphabetischer Ordnung der Namen unter fortlau-
fender Nummer angelegt werden. 

(3) Die Listen können nach Geschlechtern getrennt ange-
legt węrden. 	. 	§ 12 

(1) In die Wählerlisten sind alle Wahlberechtigten einzu-
tragen, die am 25.' April 1948 im Kreisgebiet seit œ ununter-
brochen sechs Monaten wohnen, oder die früher dort wohn-
ten mid nach ihrer Evakuierung oder aus der kCriegsge-
fangenschaft dorthin zurückgekehrt sind. In die Wählerlisten 
sind -  auch aufzunehmen aus, der Kriegsgefangenschaft .ent-
lassene Männer und Frauen, die sich an den 'Wohnort ihrer 
Familie (Ehegatten, Kinder, Eltern) begeben haben, wenn „-
diese Familienangehörigen seit ununterbrochen peel's Mo- , 
naten im Kreisgebiet wohnen. Die Personen, die erst nach 
dem  1. September 1939 nach Hessen zugezogen sind, sind in 
der . dafür vorgesehenen- Spine b_esonders zu kennzeichnen. 

(2) Personen, die - in der Ausübung ihres Wahlrechts be-
hindert sind, 'Sind gleichwohl  in  die Wählerliste aufzuneh-
men. Jedoch ist bei ihren Namen in der für den Vermerk 
der erfolgten Stimmabgabe vorgesehenen Spalte einzutragen 
„behindert". Fällt - die Ursache der Behinderung weg, so ist 
der Vermerk ;',behindert" zu streichen und der Saehverhalt 
in der Spalte „Bemerkungen" zu erläutern.' , 

N 
. 	 . 	 .ä 13 

_  
(1) Die Wählerliste soll mindestens vier Spalten zur Auf-

1 'S nahme der 	 ¯ Vermerke über die erfolgte timmabgabe ent-
halten, damit sie. für etwaige Nachwahn verwendbar ist. 

(2) Die Liste muß ferner eine Spalte für Bemerkungen 
enthalten. - 	 , • b) Arten der Wählerliste 	. 

.. 	 §14 	 . 	. 
(1) Die Wählerliste ka-nn in Heftform nach dem in der 

Anlage 1 beigefügten Vordruck oderals Wahlkartei ange-
legt werden. 	' 	• 	. - 	. 	. 

(2) Die Wahlkarteien müssen so ,beschaffen sein,- dali  die' 
Karten fikr jeden Abstimmungsbezirk in einem oder mehre-
ren Behältern verwahrt werden. Der Behälter muß mit Vor-
richtungen versehen sein, die jede einzelne Karte -festhalten 
und nach Abschluß der Wahlkártei jede willkürliche Her- _ 
ausnahrne oder Einfügung von Karten unmöglich machen. 
Die Einteilung der Karten entspricht den Spalten 2 bis 14 . 
des Muiters zur Wählerliste in Heftform. 

	

, § 15 , 	- 
Die Benutzung von» Listen; die ans Anlaß früherer Wali-

-len gebraucht sind, ist zulässig, sofern sie den Anfor-
derungen der §§ 11 bis  14 genügen und Unstimmigkeitent bef 
der Abstimmung nicht zu befürchten sind. , 

A 
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_ 	 c) Wahlscheine 	 , 
. 	 §16 	 , 

Dr Wahlschein berechtigt zur Stimmabgabe in einem be-
liebigen  Abstimmungsbezirk  des Landkreises, in dem er aus-
gestellt ist. 

. 	 S17 ' 
Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 

I. ein Wahlberechtigter, der in die Wählerliste eingetragen ist, 
wenn er 
1. sich am Wahltage wahrend der Wahlzeit aus zwingen- 

den Gründen außerhalb • seines Abstimmungsbezirkes aufhält; 	, 
2. nach Ablauf der Beschwerdefrist seinen Aufenthalt in 

einen anderen Abstimmungsbezirk .desselben Kreises 
verlegt; 

II. ein Wahlberechtiger, der nicht in die Wählerliste einge-
tragen ist, wenn 
1. bei den in § 5  Abs.  2a,  b und e des Kreistagswahlge-: 

seties genannten Personen der Grund Mr den Ausschluß 
vom Wahlrecht vor dem Wahltage weggefallen ist; 

2. seinem Einspruch erst nach Abschluß der Wählerlisten 
stattgegeben ist; 

3. der Grund far die Behinderung in der Ausübung ihres 
"Wahlrechts nach Ablauf der Beschwerdefrist weggefal-
len ist; 

4. er vom Evakuierungsort oder aus der Kriegsgefangen-
schaft zurückgekehrt ist. 

• §18  • 	• 
(1) Zuständig zur Ausstellung des Wahlseheines ist der 

Bürgermeister des Wohnortes, im Falle des § 17 Abs. 1 Nr. 2 
des bisherigen Wohnortes des Wahlberechtigten. 

(2) Die Tatsachen, die die Ausstellung eines Wahlscheines 
begründen, sind glaubhaft zu machen und auf Erfordern 

- nachzuweisen. "Mer seine Berechtigung, den Antrag zu Stel-
len oder den Wahlschein in Empfang zu nehmen,  mull  sich 
der Antragsteller oder der Empfänger ausweisen. 

(3) Über  die ausgestellten Wahlscheine führt der  Bürger-
meister  ein Verzeichnis. 

(4) Verlorengegangene Wahlscheine werden nicht, ersetzt'. 

§ 19 
Bei der Ausstellung von Wahlscheinen an Wahlberechtigte, 

die in die Wählerliste eingetragen sind, ist in der Wähler-
liste bei den betreffenden Wahlberechtigten - in der Spalte 
für die Stimmabgabe der Vermerk „Wahlschein" oder „W" 
einzutragen. Ist die Wählerliste dem Wahlvorsteher bereits 
übersandt, so ist ihm bis zum Beginn der Wahlhandlung 
ein Verzeichnis der Wahlberechtigten zu übermittel, die 
nachträglich einen 'Wahlschein erhalten haben. Er hat vor 
13egine der Wahlhandlung die Wählerliste nach diesem Ver-
zeichnis zu berichtigen, indem er bei den nachträglich mit 
einem Wahlschein versehenen Wahlberechtigten in der 
Spalte f tir die Stimmabgabe den- Vermerk „Wahlschein" 
oder „W" einträgt. Er hat ferner die Wählerliste mit einer 
BeScheinigung darüber zu versehen, bei wieviel Wahlbe-
'rechtigten nach dem Verzeichnis • der nachträglich ausge-
stellten Wahlscheine nachträglich der Vermerk „Wahlschein" 
oder „W" eingetragen worden ist und wieviel eingetragene 
Wahlberechtigte ohne einen solchen Vermerk noch  ver- 
bleiben.  

§ 20 
Vom Zeitfaunkt des Beginnes der Auslegung der Wähler-

liste ,ab kann die- Ausstellung des Wahlscheines beantragt 
werden. Gegen die Ablehnung findet die Beschwerde an den 
Wahlausschuf3 statt, der endgültig entscheidet. 

• 
• § 21 

(1) Wahlscheine können noch am Tage vor dem Wa'hltage 
ausgestellt werden. In Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein-. 
wohnern kann die Entgegennahme von Anträgen auf Aus-
stellung von Wahlscheinen schon am zweiten Tage vor dem 
Wahltage geschlossen werden. Der Bürgermeister hat dies 
vorher in ortsüblicher Weise bekanntzugeben. 

(2) Die -Wahlscheine sind nach dem als Anlage 2 bei-
gefügten Vordruck auszustellen. 

-d) Auslegung land Berichtigung der WahlerlisCe 
§.22  

(1) Eine Abschrift der Wählerliste ist vom 12. bis 22. Marz 
• 1948 einschließlich täglich öffentlich auszulegen. . 

(2) Vor der Auslegung hat der Bürgermeister in orts-
üblicher 'Weise bekanntzugeben, 
a) wo, wielange und zu welchen Tagesstunden die Wähler-

liste tu jedermanns Einsicht ausgelegt wird. (Bei der 
Festsetzung der Auslegezeiten hat der Bürgermeister 
Vorsorge zu treffen, daß jedem Wahlberechtigten die 
lvIöglichket zur Einsicht in die Wählerliste gegeben ist); 

§23  
• (1) Jeder Wahlberechtigte, der die  Wählerliste für un-
richtig oder für unvollständig hält, kann dies bis turn Ab-
lauf der Auslegungsfrist bei dem Bürgermeister oder einem' 
von diesena Beauftragten schriftlich anzeigen oder zur Nie-
derschrift geben. Soweit die Richtigkeit der Behauptung des 
Beschwerdeführers nicht offenkundig ist, hat er fiir sie Be- 

, weismittel beizubringen oder anzugeb-en. 
(2) Betrifft die Beschwerde die fehlende Wahlberechtigutig 

- einer in die Wählerliste eingetragenen Person, so gibt der 
Bürgermeister dieser sofort Nächricht von der Beanstandung 
und teilt ihr mit, daß sie berechtigt ist, binnen sieben Tagen 
vom Eingang der Mitteilung an Widerspruch' zu erheben. 
Tut sie es nicht, so ist sie von der Wählerliste zu streichen. 
Erhebt sie Widerspruch, so entscheidet der WahlatIsschuß 
spätestens am 4. April 1948. 

§24  
(1) Unrichtige Angaben der Wählerliste sind nach dem 

Ergebnis der vom Wahlausschuß getroffenen Entscheidungen 
zu berichtigen. 

(2) Naeh Ablauf der Auslegungsfrist können Wahlberech-
tigte nur in Erledigung rechtzeitig. eingereichter Beschwer-
den in  cie Wählerliste aufgenommen oder darin gestrichen 
werden. 	 § 25 

Im» Falle einer Berichtigung der Wählerliste sind die 
Gründe in Spalte „Bemerkungen" einzutragen. Ergänzungen 
end im Nachtrage  in clje Wählerliste aufzunehmen. Etwaige 
Belege sind der Wählerliste beizufügen. 

§26  
'(1) Die berichtigte Wählerliste  ist  170111 Bürgermeister ob-

zuschließen. Hierbei hat er zu bescheinigen,  dali  und wie-
image die Wählerliste ausgelegen,hat, daß die in § 22 vor-
geschriebene Ortsübliche Bekanntriaachung erfolgt ist,  end-
Lich  wieviel wahlberechtigte Personen in die Wählerliste ein-
getragen sind. 

(2) -Die Behälter der Wablkarteien, sind durch Schlösser, 
Plomben oder Siegel so zu verschließen, daß eine Entnahme 
oder Einfügung Von Karten niebi mbglich ist. 

_§ 27 
Der Bilrgerrneister'hat die Wählerliste rechtzeitig dem 

Wahlvorsteher zu übersenden. 
§28  

Der Bürgermeister soll, soweif  möglich, gegen Erstattung 
der Auslagen auf Antrag Abschriften aus der Wählerliste 
erteilen oder die Anfertigung von  Abschriften gestatten. 

3. Bestimmung der Wahlräume 
§29  

Innerhalb jedes Abstimmungsbezirkes bestimmt der Bür-
germeister einen geeigneten Wahlraum. In  grollen Abstim-
mungsbezirken, in denen sich eine Teilung der Wählerliste 
als zweckmäßig erweist, sowie in Abstimmungsbezirken, für 
welche die Wählerliste getrennt nach Geschlechtern auf-
gestellt ist, können die Wahlen gleichzeitig an zwei ver-
schiedenen Wahltischen in demselben Wahtraurne oder in 
zwei 'verschiedenen •Räumen desselben Gebäudes oder in 
zwei verschiedenen Gebäuden vorgenommen werden. 

4. Bekanntmachung der Wahl 
§ 30 

(1) Der Landrat bzw. der Bürgermeister hat die Abgren-
zung der, AbStimmungsbezirke, die Bestimmung der Wahl-
räume, sowie Tag und Stunde  de  t Wahlhandlung in orts-
üblicher Weise bekanntzugehen. Öffentlicher Anschlag 
genügt. 

(2) Die Bekanntmachung soll spätestens 'am 11. April 1918 
erfolgen. Ein Abdruck .oder eine Abbehrift der Bekannt-
machung ist dem Wahlvorsteher zur Benutzung bel der 
Wahl augnthändigen. 

(3) Wahltag ist in allen Landkreisen der 25. April 1948. 

5. Wahlvorschläge 
a) Einreichung der Wahlvorschläge 

§ 31 
(1) Die trahlvorSchlage sind slaätestens am 1. April 1948 

schriftlich ,dem Vorsitzenden des Wahlausschusses einzu-
reichen. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen sind die zu- 

b) innerhalb welcher Zeit und in welcher Weise Beschwerde 
gegen die Wählerliste erhoben werden kann; 

c) daß jeder Wahlberechtigte berechtigt ist, eine solche Be-
schwerde zu erheben, wenn ihm die fehlende Wahl-
berechtigung einer eingetragenen Person Bekannt ist; 

d) daß jeder Wahlberechtigte, der die Wählerliste für un-
vollStändig halt, zur Einlegung der Beschwerde berech-
tigt ist. 

o 
38 
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gelassenen politiehen Parteien berechtigt, und zwar inner-
halb des Bezirkes, für den sie zugelassen sind. Demokratische 
Gruppen 'von Wählern können gleichfalls Wahlvorschläge 
einreichen. Der Landrat hat spätestens am 21. März 
1948 öffentlich zur Einreichung der Wahlvorschläge unter 
Angabe der Frist aufzufordern. 

(2) Die Aufforderung muß auch die Vorschriften über Be-
schaffenheit und Inhalt der Wahlvorschläge (§ 33) wieder- 
geben, 

§32  
J Wahlvorschläge können auch vor der Aufforderung ein-
gereicht werden. 

b) Inhalt der WahlVorschläge, ' 
§ 33 	, 

(1) In den Wahlvorschlägen sind die Bewerber mit Vor-
und Zunamen aufzuführen. Ihr Stand oder Beruf sowie ihre 
Wohnung sind so deutlich anzugeben, daß 'ner ihre Persön-
lichkeit ltein Zweifel besteht. Sie sind in erkennbarer 
Reihenfolge aufzuführen. 	' 	- 

(2) Jeder Kandidat bzw. jede Kandidatenliste einer_ Partei 
..muß durch geheime Abstimmung in einer ordnungsmäßig 
einberufenen Versammlung von Parteimitgliedern Oder von 
durch Parteimitglieder gewählten Wahlmännern aufgestellt 
werden. Der Aufstellungsantrag  (Wahlvorschlag) jedes Kan-
didaten bzw. *jeder Kandidatenliste einer Partei muß Zeit 
und Ort der ParteiverSammlung, auf weichet die Aufstel-
lung vorgenommen wurde, enthalten und  mull von zehn im 
Landkreise wahlberechtigten • Personen, die an der Ver-
sammlung teilnahmen; untetzeihnet sein. Diese Vorschrift 
gilt entsprechend für Kandidaten von Wählergruppen mit 
der Maßgabe, daß die Wahlverschläge solcher Gruppen von 
zwei  V. H. der Wahlberechtigten, mindestens aber von 500 
Wahlberechtigtenneunterschrieben sein müssen. Die Aufstel-
lung der Kandidatenliste hat .bei derr. demokratischen 
Wählergruppen in öffentlicher Versammlung zu erfolgen. 

(3Y Die, Vorschrift in Absatz 2 ist streng zu beachten. Sie 
ist wörtlich in die ,Aufforderung zur Einreichung der Wahl- 
vorschläge aufzunehmen. 

§ 34 
(1) Die Unterzeichner der Wahlvorschläge müssen ihren 

"Unterschriften Angaben ihres Berufes, Standes und ihrer 
Wohnung beifügen. 

,(2) Die UntersChriften  müssen  bis nun Ablauf der  Ein-
reichungsfrist vollzählig vorliegen, andernfalls ist der Wahl-
vorschlag ungültig; eine Mängelbeseitigtifige,findet nicht statt. 

(3) Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann eine Unter-
schrift unter dem Wahlvorschlag nicht mehr zurückgenom-
men werden.  

der 2Stell-vertreter durch einen anderen ersetzt werden soil, SI? 
tritt dieser an die- Stelle des früheren Vertrauensmannes, so-
bald die Erklärung dem Vorsitzenden ,des Wahlausschusses 
zugeht. 

c) Mängelbeseitigung 
§38  

(1) Ddr  Vorsitzende des Wahlausschusses hat die Ver-
trauensmärmer unverzüglich aufzufordern, bis zum 7. April 
1948 Mängel der WallIvo•schläge zu beseitigen und etwa feh-
lende Bescheinigungen nachzubringen. 

(2) Mängel können nicht mehr beseitigt werden, wenn  di 
Wahlvorschläge „festgesetzt sind: 

(3) Bewerber; die auf mehreren Wahlvorschlägen Senarmt 
sind, müsseri dem Vorsitzenden des Wahlausschusses.innerr. 
halb einer van ihm gestellten Frist erklären, für welchen 
Wahlvorschlag  stench  entscheiden. 

§39  
; Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der. Vorsitzende des 
Wahlausschusses Be'aenken erhebt, können bis „ `zur  Fest-
setzung der Wahlvorschläge durch andere ersetzt werden. Die 
Bestimmung der Ersatzleute muß durch übereinstimmende 
Erklärung sämtlicher Unterzeichner des Wahlvorschlages er- 
folgen. 

§40  
(1) Der Vorsitzende des,Wahlausschusses- soil . darauf hin-

Wirken, daß nicht dieselben Unterschriften unter mehreren 
Wahlvorschlägen stehen. • . 
. (2) 'Die gleichen Persone ŕi können nicht als Vertrauens-
männer für mehrere Wahlvorschläge ,benannt werden. 

(3) Der Vertrauensmann kann gegen Verftigimgen,  die der 
Vorsitzende auf Grund der §§ 38  his 40 erläßt, die  Entschei-
dung  des Wahlausschusses anrufen. 

• d)  Zulassung  von Wahlvorschlägen 
§41  

(1) Der VorSitzende des Wahlausschusses bestimmt Zeit und. 
:Ort der Sitzung des  Wahlausschusses „ und gibt sie in orts-
üblicher Weise bekannt. Die Mitglieder des Wahlausschus..ses 
Molt er zur Sittu.ng. Der Wahlausschuß  entscheidet spätestens 
am '10. April 1948 in öffentlicher Sitzung über die Zulassung. 
der Wahlvorschläge und  setzt sie fest. Offentlich sind die 
Sitzungen des •Wahlausschusses schon dann, wenn Zeit, Ort 
und Gegenstand der Sitzung vor der Sitzung durch Aushang 
-am Eingangs des Sitzungshauses mit dem Hinweis bekannt-
gegeben worden sind, daß der Zutritt zur Sitzung den,Wahl-
berechtigten ,frei Steht. - , 

() Die Wahlvorschläge können nach ihrer Festsetzung. nicht ' 
mehr geändert oder zurückgenommen werden. . 

§42  
(1) In den .  Wahltorschlägen  werden  die Namen der 'Re-

werber gestrichen, deren Persönlichkeit nicht feststeht, deren 
Zustimmungsérklärung fehlt, die nachgewiesenermaßen nicht 
Wählbar sind, oder die auf mehreren Wahlvorschlägen be-
nannt sind. 	 -- 

(2) Bewerber, die auf demselben Wahlvorschlag mehrinals 
benannt sind, gelten als nur, an der ersten Stelle verge- 
schlagen. 

§ ,43 
'Nicht zuzulassen shad Wahlvorichläge, die verspätet ein-

gereicht sind ode; -die den gesetzlichen Erfordernissen nicht 
entsprechen. • s 

e) Bekanntgabe der Wahlvorschläge . • 
§,44 

(1) Der Vorsitzende" des Wahlausschtisses hat spätestens am' 
11. April 1948 die Wahlvorschläge in der. zugelassenen Form 
unter Angabe der Parteien bzw. Wählergruppen und der 

•Kennworte (§ 37), jedoch unter Weglassung der Namen der 
Unterzeichner und Vertrauensmänner in ortsüblicher, Weise 
bekanntzugeben. 	 • 

(2) 'Die Wahlvorschläge sind mit fortlaufenden Nummern 
zu versehen. Hierbei erhalten die WahlvorSchläge der im 
Lanclesmaßstab zugelassenen Parteien die Nummern 1 und 
folgende in der Reihenfolge, die slch aus der Höhe der Stim-
menzahlen ergibt, die die  Parteien bei den Landtagswahlen er-
zielt haben. (Also Nr. 1 — SPD, 2 — gpu, 3 — LDP, 
4 — KPD.) Die übrigen Wahlvorschläge erhalten die an-
schließenden Nummern in der Reihenfolge ihres Eingangs 
bei dem Vorsitzenden des Wahlausschusses. 

. C, Wahlhandlung 
§45  

Die Wahlhandlung ist öffentlitS7 

§46  
(1) Die Wahlzeit dauert van 8  bis  8 Uhl.: In Abstimmungs-

bezirkeń. mit weniger als -600 Wahlberechtigten kann die 

§35 	, 
(1) Mit;  den Wahlvorschlägen sind einzureichen: 
a) Die schriftliche Erklärung  der Bewerber,  dali  sie der 

Aufnahme ihrer 'Namen in den Wahlvorschlag  zustim-
men;  

b) die Bescheinigung des Bürgermeisters, daß die Bewer-
ber am Wahltage das 25. Lebensjahr vollendet haben, 

-; als deutsche Staatsangehörige gelten, sich im Kreise 
seit sechs Monaten aufhalten oder früher dort gewohnt 

, haben und nach Evakuierung oder aus der Kriegsge-
fangenschaft zurückgekehrt sina bzw. sich an den 

- Wohnort ihrer Familie (Ehegatten; Kinder, Eltern) be-
geben haben, sofern diese Familienangehörigen seit un-- 

' unterbrochen sechs. Monaten im Kreisgebiet wohnen. 
Die Bescheinigung des Btirgormeisters muf3 auch die 
Erklärung enthalten,  dal)  die Bewerber von der Wähl-
barklit nicht ausgesehlossén sind (§ '5 Abs. 2 und 3 des 
'Kreiswahlgesetzes); 

c) die Bescheinigung des Bürgermeisters, daß die Unter-
, , zeichner des Wahlvorschlages in die Wählerliste einge-

tragen oder  mit einem Wahlschein versehen sind. 
(2) Der Bürgermeister hat die Bescheinigung auf Antrag 

gebührenfrei ,auszustellen. § 36 	. 
Die Wahlvorschläge können eine beliebige Zahl von Be- 

werbern enthalten. § 37 , 
• (1) Jeder Wahlvorschlag muf3 durch den Namen der ein-
reichenden ?artei oder durch ein Kennwort der Wähler-
gruppe bezeichnet werden. 

(2) In  jeden Wahlvorschlage muß ein Vertrauensmann und 
ein Stellvertreter bezeichnet werden, die zur Abgabe von Er-

'ItIärungen gegenüber dem Vorsitzenden des Wahlausschusses 
bevollmächtigt sind. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt der 
erste Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als sein 
Stellvertreter. Mitglieder. des Wahlausschusses und deren •  
Stellvertreter können nicht Vertrauensleute oder der Stell-
vertreter sein. 

(3) Erklärt •mehr als die Hälfte der Unterzeichner des 
Wahlvorschlages schriftlich, daf3 der Vertrauensmann oder 

39 
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Wahlateit durch, Beschluß des Wahlausschusses abgekürzt4wer-
den. Ste darf jedoqh nicht später als. um  10 Uhr begin-
/ten und nicht ver 17 Uhr schließen. 

(2) Haben alle in die Wählerliste eingetragenen Wähler ab-
gestimmt und ist anzunehmen, da f3 Inhaber von Wahlschei-
nen nicht mehr kommen, so kann der Wahlvorsteher auf 
ei.nsbmrhigen Beschluß des Wahlvorstandes die Abstimmung 
vor dem Schluß der festgesetzten Wahlzeit für geschlossen 
erklären.  

§47  
- (1) Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, claf3 der Wahl-

vorsteher seinen Stellvertreter, clen Schriftfiihrer und die 
Beisitzer durch Handschlag verpflichtet und so den Wahl-
vorstand 

(2) Ist zur Zeit' des Beginns der Wahlhandlung die für eine 
vollständige Besetzung des Wahlvorstandes erforderliche Zahl 
eingeladener Beisitzer oder Stellvertreter nicht erschienen, 
so ernennt der  Wahlvorsteher aus anwesenden oder erschei-
nenden Wahlberechtigten die fehlenden Mitglieder in der  er- 

§49  
(1)Der Wahltisch soll so aufgestellt Werden, daß er 'von 

allen Setter' zugänglich ist. 
(2) An dieseri  Ti  sch wird eine Wahlurne zum Hineinlegen 

der Stinimzettel gestellt. Der Boden der Wahlurne soll vier-
eckig seat, die lichte Höhe mull mindestens 90 cm, die lichte 
Weite in beiden Richttingen Mindestens 35 em'betrage,n. Die 
Wahlurne-muß im Deckel einen Schlitz Von höchstens 2 cm 
Breite haben, durch den die Umschläge mit  dem Stimmzettel 
hindurchgesteckt werden müssen. Vor dem Beginn der Ab-
stimmung hat sich der Wahlvorstand davos"' zu überzeugen, 
daß die Wahlurtie leer ist.. Danach darf die Wahlurne bis 
zum Schluß der Abstimmung nicht wieder geöffnet werden, 

(3) Nach näherer Anordnung des Landrates dürfen 
abweichend Von den Bestimmungen des Abs. 2 auch andere 
Behältnisise verwendet werden, bei deren Benutzung die 
Sicherheit des Wahlgeheimnisses gewahrt erscheint. 
• (4) Durch Bereitstellung atsreichender Nebenräume, die 
nur dumb den Wahlraum betretbar oder unmittelbar mit ihm 
verbunden sind oder -dutch Vorrichtungen an einem oder 
mehreren von dem Vorstandstisch  getrennten Nebentischen 
ist Vorserge zu treffen ;  dali  der Wahlberechtigte seinen 
Stinishzegel unbeobachtet kennzeichnen und in den Um-
schlag legen karne 

§50  
Seder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Abwesende können. 

sich  bel (ler  Wahl weder vertreten lassen noch sonst an der 
Wahl teilnehmen. 

§ 51 , 
(1) Gewählt wird mit Stimmzetteln. 

Andere Stiml7ezettel oder Umschläge dürfen im Wahlraume 
weder ausgelegt noch verteilt werden. 

§4  
(1) Zur Stimmabgabe dürfen nurt die amtlich hergestellten 

im Wahlraum ausgegebenen Stimmzettel benutzt werden. 
(2) Die Stimmabgabe erfolgt  derart, daf3 der Wahlberech-

tigte durch  in auf den Stimmzettel zu setzendes Kreuz-eder 
in sonstiger Weise kenntlich macht, welchem Wahlvorschlage 
er seine Stimme geben will. Der Wahlberechtigte darf auf dem 
Stimmzettel nur einen. Wahlvorschlag zu diesein Zweck an-
krenzen oder in sonstiger Weise kenntlich machen; andern-
falls  ist  sein Wille nicht unzweifelhaft zu erkennen und- der 
Stimmzettel ungültig. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur in den amtlich gelieferten, 
im Wahlraum ausgegebenen  Umschlägen  von dem Wahlberech-
tigten dem Wahlvorsteher übergeben werden. 

(1) Zdtritt zum Wahlraum hat jeder Wahlberechtigte. 
(2) Ansprachen darf niemand im Wahlraum halten. 

t(3) Nur der Wahlvorstand dad fiber das Wahlgeschäft be-
raten und beschließen. 

(4) Der Wahlvoystand kann jeden aus dem Wahlraum ver-
weisen, der die Ruhe und Ordnung der Wahlhandlung stört. 
Ein„Wahlberechtigter, der  hiervon betroffen wird, darf vorher 
seine Stimme abgeben. , 

(5) Sind in einem Wahlraume mehrere Wahlvorstände tätig, 
so steht die Wahrung der Hausordnung dem Wahlvorstande zu, 

„dessen Vorsteher an Lebensjahren der  älteste  ist. 

§58  r  
(1) Der Wahlvorsteher leitet die Wahl. Der Stellvertreter, 

der Beisitzer und der Schriftführer unterstützen ihn bei der 
Überwachung und Durchführung der Wahlhandlung, sowie 
bei der Ermitteltmg des Abstimmungsergebnisses. 

(2) Zur Stimmabgabe zuzulassen sind Personen, die in die 
Wählerliste eingetragen octer im Besitze eines Wahlscheines 
sind. 

(3) Der Wahlberechtigte erhält am -  Eingange des Wahl-
raumes einen amtlich abgestempelten Umschlag und einen 
amtlich hergestellten Stimmzettel. Er begibt sich sodann in 
den Nebenraum gder an den mit einer Vorrichtung gegen 
Sicht geschützten Nebentisch. Dort hat er auf dem Stimm-
zettel durch Ankreezen oder in sonstiger Weise kenntlich zu 
machen, welchem Wahlvorschlage er seine Stimme geben 
will, und den so gekennzeichneten Stimmzettel in den Um-
schlag zu legen. Darauf tritt er an den Vorstandstisch, 
nennt seinen Namen und auf Erfordern seine Wohnung und 
übergibt, sobald sein Name in der Wählerliste aufgefunden 
ist, den Umschlag mit einkiegendem Stimmzettel dem Wahl-
vorsteher, der Ihn sofort ungeöffnet in die Wahlurne legt. 

(4) Inhaber von Wahlscheinen nennen ihren Namen und 
übergeben den  Wahlschein dem Wahlvorsteher, der ihn nach 
Prüfung dem Schriftführer weiterreicht. Entaehen Zweifel 
über die Echtheit oder  den  rechtrnaf3igen Besitz des Wahl-
scheMes, so hat der Wahlvorstand diese nach Möglichkeit 
aufzuklären und über die Zulassung oder Abweisung des 
Wählers Beschluß zu fassen. Der Vorgang ist in die Wahl-
niederschrift aufzunehmen. 

(5) Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig odor durch 
körperliche Gebrechen behindert sind, ihren Stimmzettel 
eigenhändig mit dem ihren Willen kenntlich machenden 
Zeichen zu versehen oder in den Umschlag zu legen und 
diesen dem Wahlvorsteher zu übergeben, dürfen sich det 
Beihilfe einer Vertrauensperson bedienen. 

(6) Stimmzettel, die nicht in einem amtlich abgestempelten 
Umschlag oder die in einem mit einem unzulässigen Kenn-
zeichen versehenen Umschlag abgegeben werden oder denen 
ein durch den Umschlag deutlich fühlbarer Gegenstand bei-
gefügt ist, hat der Wahlvorsteher zurückzuweisen, ebenso 
die  Stimmzettel  von Wahlberechtigten, die sich nicht in den 
Nebenraum oder an den Nebentisch begeben haben. 

(7) Der .Wahlvorsteher hat darüber zu wachen, daß die 
Wahlberechtigten die amtlichen Stimmzettel erhalten und 
daß- sie in dem Nebenraum oder an dem Nebentisch nur 
so lange verweilen, als unbedingt erforderlich ist. 

§57  
Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes Wahl-

berechtigten neben desSen Namen in der Wählerliste und 
sammelt die Wahlscheine. 'Für den Vermerk der Stimm-
abgabe ist gleichMäßig im ganzen Abstimmungsbezirk , ein 
und dieselbe Spalte der Wählerliste zu benutzen. 

forderlichen Zahl. 
§48  

Der Wahlvorsteher und der Schriftführer dürfen sich wäh-
rend der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen. Ver-
min einer von ihnen vorübergehend den Wahlraum, so ist 
mit der Vertretung des  Wahlvorstehers śein Stellvertreter, 
mit der Vertretung des Schriftführers ein anderes Mitglied 
des Wahlvorstandes zu beauftragen. 

ľ . 
(2) Die Stimmzettel werden vom Landrat amtlich her-

gestellt. 
(3) Die Stimmzettel müssen alle zugelassenen Wahlvor-

schlbge'llnter
. 

 Angabe der Parteien und der Kennworte der 
anderen Wählergruppen und unter Hinzufügung der Namen 
der ersten vier Bewerber jedes Wahlvorschlages (bei weniger 
als vier Bewerbern sämtlicher Bewerber) in der gemäf3 § 44 
bestimniten, mit den entsprechenden Nummern versehenen 
Reihenidge enthalten. 

(4) Die Stimnizettel 'Misses' für jeden Wahlbezirk von  ein-
heitlichen Papier sein; auch Zeitungspapier ist zulässig. Ihre 
Größe beStimint sich nach dem Umfang des erforderlichen 
Aufdruckes ((Absatz 3); doch müssen sich die Stimmzettel, 
ein- oder 'zweimal gefaltet, leicht in den Umschlag legen lassen. 

. 
	§52  

(1) Die  Umschläge sollen 12:15 cm groß ¡ind müssen aus 
-undurchsichtigem Papier und amtlich abgestempelt sein. 
Sie werden von dem Landrat in der erforderlichen Zahl amt-
lich hergestellt und dem Bürgermeister züsammen mit den 
Stirrimzettein zur Weitergabe an die Wahlvorsteher über-
wiesen. 	 - 

(2) Die Umschläge dürfen nicht snit ungesetilichen Kenn-
zeichen 'versehen sein. Siee.mtissen von gleicher A`rt und 
Farbe seize 

• § 53 
Die amtlich hergestellten Stimmzettel und Umschläge wer-

den an die Wahlberechtigten im Wahlraume ausgegeben. 
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§59 	- 
Nach Schluß der Wahlzeit dürfen nur . noch die Wahl:. 

berechtigten zur Stixiimabgabe zugelassen werden, die zu 
• diesem Zeitpunkt im Wahlraum schon anwesend sind. Hier-

auf erklärt der Wahlvorsteher die Abstinimung für ge-
schlossen. 

• - 
 

	

§59 	 ' 
- Nach Schluß der Abstimmung werden die -Umschläge aus 
der Wahlurne genomrhen und ungeöffnet'gezählt. ZugleiCh 

i wird die Zahl der Abstimmungsvermerke n der Wähler- 
liste und die Zahl der Wahlscheine festgestellt. Ergibt sich 

' dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verschieden-
heit, sp ist dies in der Wahlniederschrift anzugeben und, 
soweit möglich, zu erläutern. 

	

. 	- 	• 
D. Ermittelung, Prüfung und Feststellung des 

Wahlergebnisses 

g' 60 
Die Ermittelung des ' Abstimmungsergebnisses und des 

WahlergebnisSes ist öffentlith. 

1. Ermittelung des Abstimmungsergebnisses 
' im Abstiminungsbezirk 

§ 61 
Unmittelbar nach der Zählung, der Umschläge und Ab-

stimmungsvermerke ist die Ermittelung und y Prüfung des , 
Abstimmungsergebnisses in der Weise Vorzunehriaen, da13 - ein ' 
Beisitzer die Umschläge öffnet, die Stimmzettel heraus-
nimmt und sie dem Wahlvorsteher übergibt, der sie laut vor-
heat und nebst clen•Umschlägen einem anderen Beisitzer zur 
Aufbewahrung bis zum Ende der Wahlhandlting übergibt 

§ ś2 
(1) Ungültig. sind Stimmzettel, 
a) die nicht in einem amtlich abgestempelten Umschlag • 

übergeben warden sind; 
b) die in einem mit einem unzulässigen Kennzeichen ver-

,  schenen» Umschlag übergeben „  worden sied; 	• - 
c) die nicht als, amtlich hergestellt erkennbar •sind; 
d) aus deren Ke.mizeichnung der Wille des Wählers nicht 

unzweifelhaft zu erkennen iSt; 	" 

(1) Der Landrat hat die Gewählten• von der auf sie  ge-
fallenen Wahl zu benachrichtigen und sie unter Hinweis, 
auf die Bestinimung in Abs. 2 aufzufordern, sich binnen 
einer Woche nach Zustellung der Nachricht über .  die An-
nahme der Wahl' zu erklären. 

- (2)_ Die Wahl gilt als angenommen, wenn innerhalb dieser. 
.Frist keine  Erklärung • eingeht. Annahme linter Vorbehalt 
gilt als Ablehnung. 

§72 	 ° • 
Wenn ein Gewählter -  die Wahl ablehnt, so hat der Kreis-

a,usschuß 4estzustellen, wer als Ersatzmann geraäft § - 9 
des Kreiswahlgesetzes an seine Stelle tritt, und diesen ge-
mäß §  71  zur Erklärung über die Annahme der Wahl_ auf- 
• ufo d 	 - • §73-  

(1) Der Landrat macht das festgestellte Wahlergebnis 
öffentlich bekannt. 

Die Bekanntmachung hat Zu enthalten: 
a) Die Zahl der auf die einzelnen Wahlverschläge eat-

fallenen Sitze. 
b) bie „ Namen der Gewählten unter Angabe 'des  Karni- 

. • wortes. 
(2) 'yam Tage der Bekanntmachufig ab ,läuft die Frist zur 

Erhebung von Einsprüchen gegen die  Gültigkeit  der Wahl. , 

E. Prüfung der  Gültigkeit  der Wahl 
§74  

, Der-  neue Kreistag beschließt über die Einsprüche. soWie 
über die Gültigkeit der Wahl van Amts wegen gemäß § 7 
des  Kreiswahlgesetzes. 

'§ '75 
Einsprtiche, die gegen 'die Gültigkeit der Wahl erhoben 

werden, hat: der. Landrat dem neuen Kreistage bei setnem 
ersten Zusammentreten zur Beschlußfassung vorzulegen. Der" 
Landrat Stein den Beschluß des Kreistages dem Einspruchs- - 
erheber unverzüglich nach der Besehluf3fassung zu. 

- 
Wählerliste darf außer iri den gesetzlich zugelassenen Fallen 
anderweit erst dann verwendet werden, wenn die Wahl 
endgültig für gültig erklärt oder eine Neuwahl ang ęord-
net ist. . 

§ 68. 
-Ober die Wahlhandlung ik eine Niederschrift (Wahl-

niederschrift) .nach dem in der Anlage 5 beigefügten Vor-. 
druck aufzunehmen. • 

§69  
Die Wahlniederschrift mit sämtlichen zugehörigen, als 

Anlagen fortlaufend zu numerierenden Schriftstücken ist 
von dem Wahlvorsteher so schleunig dem Landrat einzu-
reichen, daß sie spätestens bis zum Mittag des atxf den 
Wahltag folgenden Tages bei ihm eipgeht. 

2. Prüf ung,  Feststellung  und Bekanntmachung 
( des Wahlergebnisses im Landkreise 

§ 70 
(1) Der Wahlausschta Prüft nach den Wahlniederschriften 

die ordnungsmäßige Vollziehung der Wahl, die Berechnung 
der abgegebenen Stimmen und die Richtigkeit -  der über die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit van den Wahlvorständen ge-
troffenen Entscheidungen- und berichtigt Rechenfehler und 
andere offenbare Unrichtigkeiten, die bei der Feststellung 
des Abstimmungsergebnisses  vorgekommen  Sind. Dann stellt_ 
er das Gesamtergebnis der Wahl 	Landkreise fest und 
nimmt die  Verteilung  der Sitze auf die Wahlvorschläge vor. 

(2) Die Verteilung der Sitze regelt § 7 Abs. 2 des Kras-
wahlgesetzes. 

(3) "Ober_ die Verhandlung- ist eine Niederschrift, aufzu-
nehmen. 

I .§ 71 " 

e) denen irger?deiri durch den Umschlag deutlich fühlbarer 
Gegenstand beigefügt ist; 

f) die mit einem unzulässigen Vermerk oder mit 'einem 
Vorbehalt versehen sind. 

(2) Mehrere in einem Umschlage enthaltene Stimmzettel 
gelten als eine Stimme, sofern sie auf denselben Wahlvor-
schlag lauten, andernfalls sind sie ungültig. 

§ 63 
(1) -  Der Scliriftführer -  verzeichnet in der 'Zählliste jede 

dem einzelnen Wahlvorschlage ,zugefallene Stimme und  zählt 
, die Stimmen laut. 

x , (2) Einer der Beisitzer führt gleichzeitig eine Gegenliste. 
Das Muster für die Zähl- und Gegenliste ergibt sieh aus 
dem Itordruck in der Anlage 4. • - 

(3) Zählliste und' Gegenliste sind van dem: Wahlvorsteher 
und dem Mitglied  des Wahlvorstandes, das die Liste ge-. 
führt hat, _ zu unterzeichnen und der Wahlniederschrift his 

 Anlagen. ,beizuftigen. § 64 
Unmittelbar nach Ermittelung des Abstimmungsergebnisas 

. hat der• Wahlvorsteher das Ergebnis dem Landrat auf • 
schnellstem Wege mitzuteilen. In dieser Mitteilung sind clio - 
Wahlvorschläge einzeln mit der .p.id ate entfallenden Stirn- 

. menzahl anzugeben. § 65 
. (1) bie Stimmzettel über deren Gültigkeit oder Ungültig-
keit der, Wahlvorstand Beschluß fassen mußte, sind Mit fort- , 
laufenden Nummern zu versehen und  der Niederschrift bei-
zufügen. In `der Niederschrift .sind die Grande anzugeben, 
aus denen die Stimmzettel für gültig oder ungültig erklärt 

OE warden sind. 
• (2) Wenn ein Stimmzettel wegen der Pleschaffenheit des 

UmiChlages für ungültig erklärt worden ist, ist auch der 
Umschlag beizufügen. § 66 

	

Alle Stimmzettel, die  nicht . 	§ 65 der Wahlnieder. ' 
schrift beizufügen sind, hat er Wahlvorsteber in Papier' • 
einzuschlagen,  den Umschlag rnit der Nummer oder son- 

' stigen Bezeichnung des Abstimmungsbezirkes zu versehen, 
, zu Versiegeln urid dem Landrat zu übergeben, der sie ver- 

. wahrt, bis die Wahl endgültig für gültig erklärt worden ist 
oder eine Neuwahl angeordfiet ist. _ 

. § 67 ' 
Die Wählerliste nebst den Wahlscheinen wird cleni Śürger-

meister znr Aufbewahrung unter Verschluß. übergeben. Die 

76 	 • 
Wird die Wahl für gültig erklärt, so-bedarf es einer noch-

maligen Bekanntmachung des Wahlergebnisses nicht. 

• §-77  
Wird die Wahl eines einzelnen Kreistagsmitgliedes für 

ungültig -erklärt, so hat der Kreisausschuß gemäß § 9 des 
Kreiswahlgesetzes festzustellen, wer als Ersatzmann nach-
rückt. §§ 71, bis 73 finden Anwendung. 

-- 	 §78  
Wird die ganze Wahl ineinzelnen oder allen Abstimmungs-

bezirken für ungültig erklärt,  so  hat der Landrat dies öffent-1  
lich bekanntzugeben und in den betreffenden Abstimmungs-
bezirken die Neuwahl (Nachwahl) binnen der in § 7 des 
Kreiswahlgesetzes -  bestimmten Frist herbeiZuführen. Den 
Wahltag bestimmt  der IVIinister des Innern. - 
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§ 79 
Die Neuwahl findet nach denselben Vorschriften statt wie 

di Hauptwahl, soweit sich nicht -aus den folgenden Bestim-
mungen etwas anderes ergibt: 

a) Die Wahlvorstände, der Wahlausschuß,  de Abstimmungs-
bezirke,• die Wahlräume • bleiben unverändert, soweit 
nicht eine Anderung dem Landrat geboten. er-
scheint.  Änderungen sind in ortsüblicher Weise bekannt-
zugeben. Die Wahlversteher sind hiervon in Kenntnis 

-zu setzen. 
b) Filt die Wahl ist dieselbe Wählerliste ■zugrundezulegen 

wie bei der Hauptwahl, Sie ist jedoch vorher zu be-
richtigen und neu auszulegen. Der Wahlausschuß setzt 
die Fristen und Termine in Anlehnung an die in der 
Wahlordnung gegebenen fest. 

c) Für die Wahl sind neue Wahlvorschläge einzureichen. 

§80 

Auf die Feststellung des Wahlergebnisses, die Verteilung 
der Abgeordnetensitze, die Bekanntmachung und Nach-
prüfung des berichtigten Wahlergebnissea linden die sonsti-
gen Vorschriften entsprechende Anweneung 

F Allgemeine Bestimmungen 

§81 
'' Für den Begriff des Wohnsitzes im Sinne des Kreiswahl-

gesetzes und dieser Wahlordnung ist § 7. cles Bürgerlichen 
Gesetzbuches 'mafIgebend. 

§82 
Dem-  Wahlvorstande können für die Ermittelung des Ab-

-stimmungsergebnisses und die Herstellung der Niederschrif-
ten Beamte oder sonstige geeignete Personen als Hilfsarbeiter 
durch den Bürgermeister beigegeben werden. An der Be-
schlußfassung des Wahlvorstandes nehmen die Hilfsarbeiter 
nicht teil. 

§83 
Die am 25. April 1948 stattfindenden Wahlen zu den Kreis-

tagen und zu den Gemeindevertretungen sind Miteinander 
zu verbinden. Beztiglicb der Verbindung der beiden Wahlen 
gelten die  Bestimmungen  in Abschnitt G diesel. Wahlordnung. 

G Bestimmungen, betreffettd die Verbindung der am 25. April 
1948 stattfindenden Gemeindevertreter- und Kreistagswahlen 

§84 , 
(1) Die Abstimmungsbezirke und die Wahlräume müssen 

für beide Wahlen die gleichen sein. 
(2) Bei Gemeinden, in denen keine Gemeindevertretung, 

sondern nur eine Gemeindeversammlung besteht, bestimmt 
der Landrat die Abstimmungsbezirke und Wahlräume. 

§' 85 
Auch die Wahlvorstände müssen für beide Wahlen die 

gleichen sein. 
§86 

(1) Ausgelegt und benutzt wird für beide Wahlen ein und 
dieselbe Wählerliste. 

(2) In die Wählerliste sind, außer den zu der Gemeinde-
vertreterwahl Wahlberechtigten, die Personen aufzunehmen, 
die nur zu der Kreistagswahl wahlberechtigt sind. 

' (3) Die zu der Kreistagswahl Wahlberechtigten sind in der 
Liste durch einen in.  Salte „Bemerkungen" einzutragenden .  
Vermerk cider durch -Unterstreichung  kenntlich zu machen. 

§87 
Die Ausstellung von Wahlscheinen  mull filt jede der beiden 

Wahlen gesof-idert erfolgen. 
§88 

Bei der Numerierung der  Wahlvorschläge für  ie Ge-
meindevertreterwahlen ist dem Wahlvorschlage einer Partei 
(Wellergruppe), die einen Vorschlag mit demselben Kenn-
wort auch für die .Kreistagswahl aufgestellt .hat, dieselbe, 
laufende Nummer zu geben, die der Wahlvorschlag der be-
treffenden Partei (Wählergruppe) - für die Kreistagswahl 
erhalten hat. 

• 	§89 
(1) Ftir jede Wahl wird mit besonderem Stimmzettel ge-

wählt;'• der Unterscheidung wegen müssen die Stimmzettel 
von verschiedenerFarbe sein. Sie müssen für die Gemeinde-
vertreterwahl den Aufdruck „Gemeindevertreterwahl (Stadt-
verordnetenwahl)" und  für  die Kreistagswahl den Aufdruck 
„Kreistagswahl" tragen. 

(2) Die Abgabe der Stimmzettel für beide „Wahlen erfolgt 
in einem  genfeinsamen Umschlage. Zur Eintragung des Ver-
merks der erfolgten Stimmabgabe ist nur eine Spalte der 
gemeinsamen Wählerliste zu verwenden. 

§ 90 
Die Abgabe der Stimmzettel für beide Wahlen bedingt 

auch die Benutzung ein und derselben Wahlurne. 

§ 91 
Um zu vermeiden, daß Personen, die nur für eine Wahl 

wahlberechtigt sind, auch für die andere Wahl wählen 
(Wahlscheininhaber und  Personel,  die nach § 86 Abs. 2 in 
die Wählerliste aufgenommen sind), ist das folgende Ver-
.fahren anzuwenden: 

a) Jeder Wahlberechtigte (auch Wahlschelninhaber) erhält 
am Eingange des Wahlraumes einen amtlich abgestem-
pelten Unischlag und je einen amtlich hergestellten 
Stimmzettel für die Gemeindevertreterwahl und für die 
Kreistagswahl. Bei der Aushändigung der Stimmzettel 
Ist  der Wahlberechtigte darauf hinzuweisen, daß er, falls 
er nur für die eine Wahl wahlberechtigt ist, den ,Stimm-

- zettel für die andere Wahl ungekennzeichnet und offen 
dem Wahlvorsteher bei der Übergabe des geschlossenen 

. Wahlumschlages zu übergeben hat. 
b) Bevor der Wahlvorsteher den Stimmzettelumschlag in 

Empfang nimmt, hat er in jedem Palle zu prüfen, ob 
die betreffefide ,Person für beide Wahlen stimmberech-
tigt ist. Ist dies nicht der Fall, und' ist dem Wahlberech-
tigten die Übergabe dès offenen nicht gekennzeichneten 
Stimmzettels nicht möglich (siehe a), So hat der Wahl-
vorsteher den Wahlberechtigten aufzufordern, den 
Stimmzettel für die Wahl, zu der er nicht berechtigt 
ist, aus dem Umschlag herauzunehmeil, zu zerreißen* 
und an sich zu nehmen. Die Herausnahme und Ver-
nichtung dieses Stimmzettels muß der Wähler vorneh-
men, ohne ihn wieder zu entfalten, so daß wohl der 
Wahlvorsteher an der Farbe des herausgenommenen 
Stimmzettels  die Vernichtung des Tfttigen Stückes 
erkennen, das Wahlgeheimnis aber nicht dadurch ver-
letzt werden kann,  dali  einer der Anwesenden in den zu 
vernichtenden Stimmzettel Einblick nimmt. 

c) Erklärt ein Wahlberechtigter in solchem' Palle, daß sein 
Umschlag  nur einen Stimmzettel enthalte, so ist er von 
dem Wahlvorsteher aufzufordern, den Umschlag ,mit 
Inhalt vor den  Augen  des- Wahlvorstehers ungeöffnet 
zu zerreißen und an sich zu nehmen. Ist dies geschehen, 
so erhält der Wahlberechtigte einen neuen Umschlag 
und einen neuen Stimmzettel nur für die Wahl, zu der 
er berechtigt ist, begibt sich wieder in den Nebenraum 
oder, an den Nebentisch und wiederholt den Wahlakt. 

§ 92 
Der Umstand, daß die Stimmzettel für beide Wahlen iri 

einem gemeinsamen Umschlag abzugeben sind, bedingt fol-
gende Behandlung der Stimmze,ttel: 

a) Sind in dem Umschlag je ein Stimmzettel für die Ge-
meindevertreterwahl und für die Kreistagswahl ent-
halten., so ist die Stimme — die Gültigkeit des Stimm-
zettels vorausgesetzt — filr' jede Wahl zu zählen. 

b) Ist in dem Umschlage nur ein Stimmzettel entweder für 
die Gemeindevertreterwahl oder für die Kreistagswahl 
enthalten, so ist die Stimme —die Gültigkeit des Stimm-
zettels vorausgesetzt — nur für diese Wahl zu zählen. 

c) Sind in dem Umschlage mehrere Stimmzettel enthalten, 
entweder für die Getneinclevertreterwahl oder für die 
Kreistagswahl, so Sind sie als eine Stimme für die be-
treffende Wahl zu zählen, sofern sie auf denselben' 
Wahlvorschlag lauten; andernfalls sind sie ungtiltig, 

93 _ 
(1) Sind Stimmzettel für die Gemeindevertreterwahl und 

Kreistagswahl wegen Beschaffenheit des gemeinsamen Um-
schlages für ungültig ,erklärt worden, ist der Umschlag der 
Niederschrift für die Kreistagswahl beizufügen und in die 
Niederschrift über die Gemeindevertreterwahl ein entspre-
chénder Hinweis aufzunehmen. Das gleiche gilt für Um-
schläge, bei denen es aus sonstigen Gründen einer BeschluI3- 
fassung 'des Wahlvorstandes bedurft hatte und für abgeget-
bene leere Umsch1äge- 

(2) Umschläge,  die einen Stimmzettel nur für die Ge-
melndevertreterwahl oder nur für die Kreistagswahl ent-
halten, gelten als leer für diejenige Wahl, air die elli 
Stimmzettel nicht abgegeben ist und sind der Niederschrift 
über diese Wahl beizufügen. 

§ 94 
(1) Für die Gemeindevertreterwahl und für die Kreistags-

wahl ist je eine besondere Zählliste und je eine besondere 
Gegenliste zu führen. 	, 

(2) Die Zählliste für die Gemeindevertreternhl ist von 
dem Schriftführer, die Zählliste für die Kreistagswahl und 
die Gegenliste sind je von einem Beisitzer zu führen. In der 
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Niederschrift über die KreiStagswahl Muß es  demzufolge 
statt „Der. Schriftführer machte" heil3eri: „Der Mit der Füh-
rung der Zählliste betraute Beisitzer machte". 

, 	§95 
'Ober di Gemeindevertreterwahl und über die Kreistags-

wahl ist je eine -  besondere NiederSchrift aufzunehmen. 

	

§ 96 	, 
Beirn. Offnen der  Umschläge und beini Verlesen der Stimm-

zettel sind die Ergebnisse beider Wahlen gleichzeitig in die 
3e besonders zu führende Zähl- und Gegenliste (§ 94) einzu-
tragen. Zum Offnen der Umschläge, Verlesen der Stimm-
zettel, Ordnen und Aufbewahren der verlesenen Stimmzettel 
mit 'Umschlägen sowie zur Führung der Zähl- und  Gegen-
liste müssen daher neben dem Wahlvorsteher oder seinem 
Stellvertreter,. der Schriftführer ünd eine hinreichende An-
zahl von Beisitzerri gleichzeitig anwesend sein. Die Wahl-
vorsteher haben hiernach für ausreichende Besetzung der • 
Wahlvorstände zu sorgen. , § .§7  

Die Gemeinden und die  Landkreise tragen anteilig die 
Kosten der Wahlen. 

	

§ 98 	, 
Soweit 'die Vorschriften der Gemeindewahlordmini und 

Kreiswahlordnung . den  Bestimmungen der §§ 84 bis 97  ent-
gegenstehen, gelten sie ars für die verbundenen Wahlen 
entsprechend geändert. . 

H Sehlul3bestimmungen 
§99  

Diese Wahlordnung gilt erstmalig für die am 2$. April 1948 
, stattfindenden Kristagswahlen. 	 • 

	

Wiesbaden, am 20 Februar 1948 
	 • 

Hessisches Staatsministerium 
Der Minister des Innem 	• 
' Zinnkann  

Anlage 4 zur Kreiswahlordnung 

Gemeinde 	  Kreis 
Abstimmungsbezirk    (Ortsteil 	 Nr 

Gegen- Liste 

Wahlvorschlag 	 , Wahlvorschlag 
Nr.  	 Nr. 	 

Kennwort 	  Kennwort 	  

COE 

(Am Schluß der Listen:) 
Unterschrift des Wahlvorstandes 

- 	Wahlvorschlag 	 Wahlvorschlag 

	

” Nr.  	 Nr. - 	 

	

Kennwort 	  Kennwort 	  

• 

Anlage 2 zur Kreiswahlordnung 	' 
. 	 Wahlschein 
für die , Wahl zum Kreistage des Kreises 	  

• (Naine) ' am 	 . , 
, 	 '  Zuname . 	Vorname  • 	 ' geb. am - 

Stand oder Gewerbe 	  wohnhaft in 	  
"-.. Straße und Hausnummer, kann 

• unter Abgabe dieses -Wahlscheines in, einem beliebigen Ab-
stimmungsbezirk des  Kreises ohne Eintragung in. die Wahrer-
liste oder Wahlkartel seine Stimme abgebend 

Vol-  ' dem 1, September 1939 in Hessen ansässig ja/nein 
- 	 . 

	  den 	  19 	 ' 
.• 

(Ott) „ 	Der Bürgermeister: 
(Dienstsiegel) 	 (Unterschrift) 	, 

Anlage. 1 zur Kreiswahlordnung 

Gemeinde  ' 	 Kreis 	  
Abstimmungsbezirk 	  (Ortsteil) 	 Nr 	) 

- 
W ä h le r -L is te 

Lg.  

, 	. • 
• . 
Zmwrie 

. 

. 
Vor- name 

- 

w l  4 
A i 1 	c ' , 
der  Geburt 

. 

.-. 
, 

• 

 Woli-  Stand  
.' oder 

 

ewexbe  
• 

, 

i',un g 
, 	. 

Vermerk 
der er- 
folgten 
Stimm- 
abgabe:  

Vor dem . 1, li , 39 
in  

liessen  
alis'assia jain,in  

= S.= , 	;1' 
Ifel g 

.., o 5 

'. Der Wahlberechtigten 

I 1 	k 	i 	3 	j 	4 	I 	b  .161'718101101P. 	12 Lis 14 

(Nachtrag an clen Schluß der Wählerliste, Kopf wie oben) 

Abgeschlossen mit der Bescheinigung, .daß  die • Vorstehende 
Wählerliste nach vorhergehender ortsüblicher Bekannt-
machung vom 12. März bis zum 22. März 1948 zu jedermanns 
Einsicht ausgelegen hat, und daß die, Bekanntmachung gemäß 

22 WO erfolgt ist. In die Wählerliste sind 	- 
Wahlberechtigte eingetragen, deren Namen nicht gestrichen 
sind. 

	 , den 

Der Bürgermeister 

	

(Dienstsiegel) 	(Unterschrift)  

Wahlniedersc'hrift 
• 

Verhandelt 	 • den 	  
Zu der auf heute anberaumten Wahl zum Kreistag des Kreises 
	  war , 	  

in dem 	  Abstiminuntsbezirk Nr. 	 der 
Gemeinde  	 Gemeinden,die e iri e n Ab- 

- stimmungsbezirk  bilden,  ist vorstehende Zeile zu streichen) 
s), 	 , 	 der, Wahlvorstand erschienen. Er „ be- 

steht aus 	  als Wahlvorsteher und 
1. 	  als Beisitzer usw. 	  als 
Schriftführer. 

Der Wahlvoisteher eröffnete die Wahlhandlung urn ..... Uhr, 
in dem er die Beisitzer durch Handschlag verpflichtete. 

An den Tisch, .ań  dem der Wahlvorstand Platz nahm, 
wurde ein Gefäß mit Deckel zum Hineinlegen  der Siniam-
zettel (Wahlurne) gestellt. Der Wahlvorstánd stellte fest, dab 
die Wahlurne den Vorschriften der Kreiswahlordnung 
entspricht, tiberzetigte sich, daß sie leer war, und schloß sie 
durch Auflegen des Deckels. Die Wahlurne wurde bis zum 
Schluss«  der Abstimmung nicht wieder geöffnet. 

Am Eingang des Wahlraumes war ein Tisch zur Ausgabe_ 
der amtlich hergestellten Stimmzettel aufgestellt worden. 

Damit der Wahlberechtigte seinen Stimmzettel unbeoba?..a-
tet kehnzeichnen und in den °Umschlag legen konnte, war 
(Beschreibung der. Absonderungsvorrichtung)   

Die erschienenen Walnlberechtigten begaben Sich nach Aus-
händigung des Stimmzettels jeder einzeln -- in d'en Neben-
raum — an den Nebentisch 1) wo sie den Wahlvorschlag, 

• 
Anlage 8 zur Kreiswahlordnung entfällt. 

führt hat. 

Anlage 5 zur Ereiswahlordnung 
Gemeinde 	 N  	  Kreis 	  
Abstimmungsbezirk 	  (Ortsteil ..., 	 Nr 	), 
Gemeinde • 	 

Unterschr'ft des SchriftführerS bei der Gegenliste 
Mitgliedes des Wahlvorstandes, das djje Gegenliste 

des_ 
ge- 
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dem sie'ihre Stimme geben wollten, unbeobachtet kennzeich-
nen und den Stimmzettel in den Umschlag legen konnten. 
Jeder Einzelne trat sodann an den Vorstandstisch heran, 
nannte seinen Namen und auf Erfordern seine Wohn,ung-  und 
übergab den Umschlag, sobald der Schriftführer den Namen 
in der Wahlkartei — Wählerliste — aufgefunden hafte, dem_ 
IVIilvorsteher, der ihn sofort uneröffnet in die Wahlurne, 
legte. 

Inhaber von Wahlscheinen nannten ihren Namen und fiber-
gaben den Wahlschein  dein Wahlvorsteher, der ihn nach Prü-
fung dem Schriftführer weiterreichte und sodann den Um-
schlag uneröffnet in die Wahlurne Iegte. 

Hierbei mußten von  den rn Wahlvorsteher zurückgewiesen 
werden: 

1. weil der Wahlberechtigte den Stimmzettel nicht in einem 
amtlich gestempelten Umschlag abgeb -en wollte, 
	 Stimmzettel, 

2. we.al der ,Wahlberechtigte den Stimmzettel in einem mit 
einem unzulässigen Kennzeichen versehenen Umschlag, 

_ abgeben wollte. 
	 Stimmzettel, 

3. wail dëm Stimmzettel ein von aui3en deutlich, fühlbarer 
Gegenstand beigefügt war 
	 Stimmzettel, 

4. weil der Wablberechtigte sich nicht in den, Nebenraum 
oder an den Nebentisch begeben hatte, 
	 Stimmzettel. 

Der Schriftführer ,vermerkte die Stimmabgabe jedes Wahl-
berechtigten, gidem er —. in der' Wahlkartei auf der Karte 
des Wahlberechtigten in der dazu bestimmten Spalte — lichen 
dessen gamen in der-dazu bestimmten Spalte der Wähler-
liste — 1) ein Kreuz machte und die abgegebenen Wahl-
scheinezarinnelte. 

Der Wahlberechtigte 	 ", der einen 
Wahlschein ausgestellt  von 	  ani 	 
vorwies, mußte zurückgewiesen  werden, weil . • 

Die Umschläge wurden aus der Wahlurne genom-men und 
ungeöffnet gezählt. Die Zählung ergab   Stuck. 
Darauf wurdert dig in der Wählerliste — Wahlkartei --- 1) oc-
kreuzten Namen gezählt, die Zählung ergab: 

	Wahlb et echtigte. 
Auf Wahlschein haben gewählt 	Wahlberechtigte, 

zusammen: 	• 	Wahlberechtigte. 
Diese Gesamtzahl-  der Wähler stimmte mit der Zahl der 

abgegebenen Umschläge überein"). 
D1es6 Gesamtzahl War um 	 .gröf3er/kleiner 3) als 

die Zahl der abgegebenen Umschläge. Zur Aufklärung dieser 
Verschie enheit, die sich auch bel wiederholter Zählung 
herausstellte; dient folgendes: 

Hierauf öffnete  our Beisitzer 'die Umschläge einzeln, nahm 
die StimmZettel heräus und übergab sib dem Wahlvorsteher, 
der sie laut vorlas und einem anderen Beisitzer weiter-
reichte, der sie nach Wahlvorschlägen gesondert bis zum Ende der Wahlhandlung aufbewahrte. 

Nach -dem Vorlesen wurde hinsichtlich jedes gültigen 
Stimmzettels festgestellt, für *telchen Wahlvorschlag er ab-
gegeben worden war.  Jeder derartige Stimmzettel wurde dem 
Wahlvortchlage zugezählt, auf den er lautete. Der mit der 
Führung der Zählliste betraute Beisitzer machte hierüber in 
der -Zähtliste bei dem 'betreffenden Wahlvorschlag einen-Ver-
merk uild zählte die Stimmen laut. In gleicher :Weise führte 
der BeiSitzer  

eine Gegenliste. Zählliste  uncí Gelenliste wurden beim Schluß der Verhandlung von dem Wahlvorsteher und dem Listen-
führer unterschrieben und •dei-' Wahlniederschnift als Anlage Nr.  - 1) beigeftigt, • 

Durch Beschluß des Wahlvorstandes wurden für ungültig 
erklärt: 
1. 	  Stimmzettel, weil sie nicht in einem amtlich 

abgestempelten ,,Umschlag übergeben worden waren. An-
lage Nr 	 
	 Stimmzettel, weil sie in einem mit einem 
unzulässigen Kennzeichen versehenen Umschlag übergeben 
worden waren, Anlage Nr 	2) , 

3. 	  Stimmzettel, weil sie nicht als amtlich her- 
gestellt erkennbar waren, Anlage Nr 	 

4. 	- Stimmzettel, weil aus ihrer Kennzeichnung 
der Wille des Wählers' nicht unzweifelhaft zu erkennen 

- war, Anlage Nr 	 2) 

5, 	  • Stimmzettel,  weil ihnen ein durch den Um- 
schlag deutlich fühlbarer Gegenstand beigefügt war, 
Anlage Nr 	 2) 	

• 

6. 	 • 	 Stimmzettel,  weil sie mit einem unzulassigen 
• Vermerk oder mit einem Vorbehalt versehen whren, 

Anlage Nr 	 
Ferner mußten außer Berücksichtigung gelassen werden: 
7. 	  Stimmen, well in einem Umschlag mehrere 

auf verschiede-rie Wahlvorschläge lautende Stimmzettel 
enthalten waren, Anlage Nr 	2) 
Gesamtsumme von Nr. 1-7 (für ungültig erklärte Stimm- 

zettel und außer Berücksichtigung gelassene Stimmen) 	 
- Mehrere gleichlautende Stimmzettel befanden'sich in 	 
Umschlägen und wurden als je eine Stimme gezählt 1). 

Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, hin-
sichtlich derer sich die nachstehenden Bedenken ergeben 
haben, aus folgenden Gründen durch Beschluß des Wahl-
vorstandes für gültig erklärt: 
1. Stimmzettel Nr 	2) Bedenken. 	  Gründe 

der Gültigkeitserklärung 	  
2. Wie vor usw. 

Die sämtlichen. vorbezeichneten Stimmzettel, hinsichtlich 
derer es einer BeschluBfassung des Wahlvorstandes bedurft 
hatte, wurden 'Mit_ fortlaufenden, den vorstehend angegebe-
nen entsprechenden Ntunmern versehen und der Wahlnieder-

schrift beigefügt. 
• Von den gilltigen Stimmen wurden abgegeben fü r .  

3 
2. 	 
3. 	 
1. 	 

Gesamtstimme der gültigen Stimmen 
Gesamtsumme der für ungültig erklärten 
Stiminzettel und der außer Berücksichti-
gung gelassenen Stimmen 	  
Gesamtsiimme der abgegebenen Stimmen 	  
Diese Gesamtsumme der „abgegebenen Stimmen stimmte mit 

der Zahl der abgegebenen Umschläge überein.") 
Diese 'Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen war um 

  kleiner/größer 1) als die Zahl der abgegebenen 
Um.schläge. 

Zur Aufklärung dieser Verschiedenheit, die sich auch bel 
wiederholter Zählung herausstellte, dient folgendes 

Nachdem der Wahlvorsteher dieses Ergebnis verkündet 
hatte, wurden alle Stimmzettel, die nicht dieser Wahlnieder-
schrift beigefügt sind, versiegelt und dem Bürgermeister zur 
Verwahrung zugeleitet.  Es wird festgestellt, daß in der, 
Wählerliste (Wahlkartei) 1) des Abstimmungsbezirks insge- 
samt 	  Wahlberechtigte eingetragen' sind, und 
daß 	  Wahlscheine abgegeben wurden. Die 
Wählerliste - (Wahlkartei) 1) sowie die Wahlscheine wurden 
dem Bürgermeister zur Aufbewahrung unter Verschluß über-
geben. 

Diese Verhandlung wurde vorgelesen, von dem Wahlvor-
steher, den Beisitzern und dem schriftführenden Beisitzer 
genehmigt  und Lid 

4471r.4. 	•-- 
DéTWahlvorstehe,¯ Die Beisitzer. Der schriftf. Beisitzer. 

Das Unzutreffende ist 41 streicheii. 
2) Die Nummern der Anlagen sind einzusetzen. 

Wird durchstrichen, wenn der Fall nicht vorgekommen ist. 

	s) ;  

	

Von    Uhr an wurIei  nurnoch die in diesem 
Zeitpunkt schon im Wahlraum an esenden Wahlberechtigten 
zur Stinimabgabe zugelassen. Alsdann, nämlich um  • Uhr 

Muuten, erklärte der Wahlvorsteher die Abstinmiung 

	 1) 

Zur Ermittlung des Abstimmungsergebnisses wurde als Hilfs-
arbeiter zugezogen- 

für gesditossen. 	 , 	_ 	__ -, _ _ 	 . 
Ild. t Bezehnung des ,Wahlvorschlags mit 	Zahl aei - (Da ugli 	 Uhr kein Wahlberechtigter mehr im Wahl- 	I 	ic  Nr. raum an-Wesend war,  erklärt g der Wahlvorsteher die Abstim- 	' 	' Angalie der Partei oder des Kennworts 	Stimmen 

mung für gesehlossen 1). Irg: 	 1 2 

1) , 
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